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D ie Raumordnung soll die viel-
f•ltigen Nutzungsansprƒche
an unseren beengten Lebens-

raum bestm†glich aufeinander ab-
stimmen und dabei auch die dau-
ernde Bewahrung der natƒrlichen
Lebensgrundlagen im Auge haben .
In Fl•chenwidmungspl•nen und in
immer st•rkerem Ma…e auch in
ƒber†rtlichen Entwicklungsprogram-
men werden daher bestimmte Nut-
zungsm†glichkeiten von Grund und
Boden verbindlich zugewiesen oder
auch ausgeschlossen .

Raumordnung kann sich allerdings
nur auf wenige 'absolute Wahrhei-
ten' stƒtzen, sie hat sich vielmehr
entscheidend mit gesellschaftli-
chen Wertvorstellungen auseinan-
derzusetzen . Als gesellschaftliche
Aufgabe braucht sie daher ein ho-
hes Ma… an Information und Kom-
munikation, zumal der von raum-
planerischen Anliegen berƒhrte Per-
sonenkreis immer gr†…er und viel-
schichtiger wird . Nicht zuletzt die
europ•ische Integration und der
Aufbruch des Ostens fƒhren zu
einem vermehrten Aufeinandertref-
fen verschiedener Denkmuster und
Problemsichten, deren Gegens•tz-
lichkeiten es zu bew•ltigen gilt .
Durch die zuletzt genannten Ent-
wicklungen werden aber die An-
sprƒche an den unvermehrbaren
Raum einen starken neuerlichen
Schub erhalten - Raumordnung
wird notwendiger als je zuvor wer-
den! Die Notwendigkeit ganzheitli-
cher Probleml†sungen und ernst-
hafter fachƒbergreifender Zusam-
menarbeit bedingt eine Abkehr
vom linearen Denken, ein ‚berwin-
den der fachsprachlichen Grenzen
und ein Heraustreten aus der Enge
einer nur sektoralen Betrachtungs-
weise . Die Bev†lkerung erlebte
Raumplanung bisher in hohem Ma-
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Raumordnung braucht
Kommunikation

Helmuth BARNICK, Dr, Vorstand der Abteilung Ic-Landesplanung

•e passiv, sie wird in der Regel im
konkreten Anla•fall mit raumordne-
rischen EinschrÄnkungen konfron-
tiert, deren Notwendigkeit oder
auch nur Sinnhaftigkeit oft nicht auf
den ersten Blick erkennbar ist . Die
Bev‚lkerung sollte aber in die Lage
versetzt werden, umfassende raum-
ordnerische Problemstellungen zu
erkennen und sie sollte weiters im
bestm‚glichen Ma•e aktiv in die
vorausschauende Planung einge-
bunden werden .

Damit ist eine ganze Reihe von Kom-
munikationserfordernissen der Raum-
ordnung angesprochen :

ƒ Kommunikation und Kooperation
zwischen Raumplanern, anderen
Fachleuten mit raumbedeutsamen
Aufgabenbereichen und politi-
schen EntscheidungstrÄgern ;

ƒ Kommunikation im Sinne der Ein-
bindung aktiv Betroffener in Pla-
nungsprozesse ;

ƒ Kommunikation im Sinne eines
'Planungsmarketing' mit der Zielset-
zung, die „ffentlichkeit …ber raum-
ordnerische Probleme und Anliegen
zu informieren, ihr VerstÄndnis f…r die
Notwendigkeit raumplanerischer
Ma•nahmen zu wecken und viel-
leicht sogar aktives TÄtigwerden
auszul‚sen .

Ein wesentlicher Teil der Kommuni-
kation ist Information und „ffent-
lichkeitsarbeit. Jahrelang ist die Tiro-
ler Raumordnung in den Medien nur
am Rande und auch nur dann auf-
getaucht, wenn es - meist ausgel‚st
durch einen spektakulÄren Einzelfall
- Kritik …ber MÄngel oder VersÄum-
nisse gab. Meinungsbildung im po-
sitiven Sinne fand nur in sehr gerin-
gem Ma•e statt .

Um dieser unbefriedigenden Situa-
tion abzuhelfen, beauftragte die
Landesregierung mit Beschlu• vom
18. Dezember 1990 die Abt. Ic/Lan-
desplanung mit der periodischen
Herausgabe einer Fachzeitschrift
…ber Raumordnungsthemen. Ziel-
gruppen dieser Publikation sind vor-
rangig all jene Personen und Institu-
tionen, die beruflich oder aufgrund
ihrer politischen Funktion mit Raum-
ordnungsfragen direkt oder indirekt
zu tun haben . (beispielsweise die
Mitglieder von Raumordnungs-Be-
ratungsorganen) oder die in der La-
ge sind, Anliegen der Raumordnung
als 'Multiplikatoren' weiterzutragen
(z,B . Lehrer und Medienvertreter) .

Die 'Raumordnungs-Info', deren er-
stes Heft Sie nun in HÄnden halten,
soll kein 'Amtsblatt' sein . Ihr Inhalt
soll sich nicht auf die Wiedergabe
offizieller Meinungen und auf die
Verlautbarung formeller Entschei-
dungen beschrÄnken . Uns schwebt
ein breiterer Ansatz vor : Wir wollen
Grundsatzthemen der Raumord-
nung in einer durchaus kritischen
Berichterstattung aufgreifen, …ber
anstehende Probleme der Raum-
ordnungspolitik berichten und Infor-
mationen …ber den Einsatz raum-
ordnerischer Instrumente - sei es im
Bereich der Hoheits- als auch im Be-
reich der Privatwirtschaftsverwal-
tung vermitteln . Dabei soll auch

…ber den Zaun geschaut und vergli-
chen werden, wo wir in Tirol im Ver-
gleich zu unseren Nachbarn stehen .
Auch sollen nicht nur die Raumpla-
ner selbst zu Wort kommen, sondern
auch die Vertreter anderer Fach-
bereiche mit raumbedeutsamen
Aufgabenbereichen, wie etwa
Verkehrsplaner, Wirtschaftsexperten
oder Vertreter des Umweltschutzes .

Die Publikation soll der Meinungs-
vielfalt Spielraum geben . Dement-
sprechend werden gr‚•ere BeitrÄge
auch nicht anonym, sondern mit
Namensnennung ver‚ffentlicht. Vo-
rerst soll es je ein Heft im Fr…hjahr
und im Herbst mit einer Auflage von
jeweils 1 .500 Exemplaren geben .
Wir werden uns bem…hen, das The-
ma Raumordnung lebendig, wirk-
lichkeitsnah und positiv-kritisch auf-
zubereiten . Es ist dies eine gewi•
reizvolle Aufgabe, in die wir freilich
erst hineinwachsen m…ssen . In die-
sem Sinne bitten wir um VerstÄndnis,
wenn es in der Anlaufphase viel-
leicht da und dort noch manchen
Sch‚nheitsfehler und manche Un-
ausgewogenheit geben wird . Sie
sind herzlich eingeladen, zu einem
guten Gedeihen dieser Zeitschrift
beizutragen, indem Sie uns Ihre Mei-
nung dazu - sei es im Sinne konstruk-
tiver Anregungen, sei es auch im
Sinne kritischer †u•erungen - zu-
kommen lassen .



Raumordnung
als wichtiger Teil
der Landespolitik

Die r•umliche Entwicklung Tirols und damit auch wesentliche Be-
reiche der Tiroler Landespolitik werden zunehmend durch zwei
Rahmenbedingungen gepr•gt: einmal ist dies die Enge des Le-
bens und Wirtschaftsraumes der einheimischen BevÄlkerung,
die im geringen Anteil des sogenannten "Dauersiedlungsrau-
mes" an der Landesfl•che ihren Ausdruck findet . Zum anderen ist
es die geopolitische Lage Tirols, zwischen den wirtschaftsstarken
Ballungsgebieten nÄrdlich und s‚dlich der Alpen und an der
wichtigsten Nord-S‚d-Achse ‚ber die Alpen, der Brennerroute .

E
ine dynamische Wirtschafts-
entwicklung bewirkte eine
groƒe BevÄlkerungszunahme,

die in den vergangenen Jahrzehn-
ten zu den st‚rmischsten in „ster-
reich z•hlte . Und die Tiroler BevÄlke-
rung wird auch ‚ber die Jahrtau-
sendwende hin st•rker wachsen als
im Ästlichen Teil „sterreichs . Damit
Hand in Hand gehen Ver•nderun-
gen gesellschaftlicher und wirt-
schaftlicher Natur, die auf die r•um-
liche Entwicklung Tirols groƒen Ein-
fluƒ haben : So hat das Zur‚cktreten
der Mehrkinderfamilien zugunsten
der Kleinfamilien und 'Singles' eine
‚berproportionale Zunahme der
Zahl der Haushalte zur Folge, was
sich -verbunden mit erhÄhten Qua-
lit•tsanspr‚chen - in einem stark
steigenden Bedarf an Wohnungen
auswirkt und die Siedlungst•tigkeit
weiter kr•ftig belebt, Die Zunahme
der Mobilit•t der BevÄlkerung hat
ihre Grenzen noch keineswegs er-
reicht, und die weltweit stets 'ar-
beitsteiliger' werdende Wirtschaft

wird den G‚terverkehr weiter anstei-
gen lassen. Jahr f‚r Jahr verbringen
Millionen von G•sten ihren Urlaub in
Tirol, ganze VÄlkerscharen strÄmen
zur Ferienzeit ‚ber den Brenner
nach S‚den, um zwei Wochen sp•-
ter wieder zur‚ckzufluten . Dazu
kommen die vielf•ltigen Anspr‚che
der Wirtschaft an den Boden, an
Natur, Landschaft und Umwelt .

Es wird enger werden in unserem
nicht erweiterbaren Lebensraum .
Auf all dies hat die Landespolitik
entsprechende Antworten zu fin-
den, will sie die Lebensqualit•t der
Tiroler sicherstellen und verbessern .
Die dargestellten Entwicklungen
und ihre Auswirkungen sind ‚berall
und schon jetzt zu erkennen : Wirt-
schaftlich liegen Welten zwischen
dem Tirol der Zwischenkriegszeit
und heute. Zahllose Einfamilienh•u-
ser zeugen vom Wohlstand ihrer Be-
sitzer und der Erf‚llung des Traums
vom Eigenheim. Doch haben sie
vielfach zu fl•chenverzehrenden
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Zersiedlungserscheinungen gef‚hrt
mit schwer lÄsbaren Problemen der
Ver- und Entsorgung und haben
dar‚berhinaus den Individualver-
kehr entscheidend gest•rkt . Ein ei-
genes Auto wurde dadurch weithin
zur Notwendigkeit und hat das Ge-
f‚hl von Freiheit und Ungebunden-
heit gesteigert. Im t•glichen Stau
geht dieses Gef‚hl aber eher verlo-
ren und wird auch bei der An- und
Abreise zu Freizeit- und Urlaubszie-
len oft genug getr‚bt. Ohne Touris-
mus jedoch w•ren viele T•ler unse-
res Landes weitgehend von ihrer Be-
vÄlkerung verlassen, f•nde diese
doch sonst kaum andere Arbeits-
mÄglichkeit in zumutbarer Entfer-
nung. Der Transitverkehr mit seinen
Auswirkungen auf Mensch und Um-
welt schlieƒlich ist ein so allgegen-
w•rtiges Thema, daƒ er nicht eigens
hier noch einmal erl•utert werden
m ‚ ƒte .

Das Mittel, die Anspr‚che an Raum
und Umwelt mit den Zahlen der
Landespolitik in Einklang zu bringen,
ist die Raumordnung . Sie soll eine
geordnete Gesamtentwicklung des
Landes gew•hrleisten . Bislang ist
dies in weiten Bereichen recht gut
gelungen, doch gibt es durchaus
noch reichlich Handlungsbedarf
auf diesem Gebiet . Erinnert sei nur
an das Ausufern mancher Sied-
lungsbereiche oder an das …berbor-
den des Tourismus in einigen Lan-
desteilen . Hier gilt es zu bremsen,
um die Erhaltung der nat‚rlichen
Lebensgrundlagen sicherzustellen,
ohne die eine weitere gedeihliche
Entwicklung Tirols nicht mÄglich ist .
Die 'Nachdenkphase' bei den Seil-
bahnen und die Diskussion um die
'Bettenstopnovelle' im Rahmen des
Raumordnungsgesetzes, die beide
in ein umfassendes und Grenzen
setzendes Tourismuskonzept m‚n-
den sollen, zeugen von den Bem‚-
hungen in diese Richtung .

Die Auswirkungen der innereurop•i-
schen Lage Tirols haben sich durch
Art und Ausmaƒ des Transitverkehrs
vom Segen eines Paƒlandes zur Hor-
rorvorstellung des 'Durchhauses Eu-
ropas' gewandelt . Sie werden eine
weitere Versch•rfung durch die



Schaffung des Europ•ischen Bin-
nenmarktes (mit oder ohne einen
Beitritt Ästerreichs zur EG) erfahren,
Eine fast nur auf Liberalisierung des
Verkehrsgeschehens basierende
Verkehrspolitik, die auf die Umwelt-
folgen zu wenig achtet, wird den
Transitverkehr ‚ber die Alpen weiter
anschwellen lassen. Deshalb ist es
ein Hauptziel der Tiroler Politik, die
EG zu einer ƒnderung ihrer bisheri-
gen Verkehrspolitik zu bringen . Bei
einem EG-Beitritt Ästerreichs wer-
den die g‚nstige Lage und der ho-
he Freizeitwert Tirols sicher ausl•ndi-
sche Investoren anziehen, dar‚ber
hinaus wird unser Land aber - so wie
jetzt schon der bayerische Alpenan-
teil - als Alterswohnsitz eine erste
Adresse werden, der Druck in Rich-
tung Zweitwohnungen wird weiter
zunehmen,

Neben den unbestreitbaren wirt-
schaftlichen Vorteilen eines EG-Bei-
tritts werden auf unser Land und sei-
nen engen Lebensraum zus•tzliche
Belastungen zukommen, die es in
den Griff zu bekommen gilt . Sonst
droht uns eine „bernutzung der na-
t‚rlichen Lebensgrundlagen mit un-
verantwortlichen Sch•den an der
Umwelt, ein 'Ausverkauf' des Landes
k…nnte in Gang kommen - die Vor-
teile eines EG-Beitritts w‚rden in gra-
vierende Nachteile umschlagen!

Die Durchsetzung der Ziele einer ver-
n‚nftigen Verkehrspolitik, die im wei-
teren Sinne auch Raumordnungs-
politik ist, sowie der Ziele der eigent-
lichen Raumordnung wird in Zukunft
zentrale Bedeutung im Rahmen der
Tiroler Landespolitik erlangen. Nur
‚ber eine Versch•rfung der raum-
ordnerischen Lenkungsm…glichkei-
ten und ihre strikte Anwendung
durch Land und Gemeinden wird es
m…glich sein, f‚r die weitere Ent-
wicklung Tirols Rahmenbedingun-
gen zu schaffen, die auch in Zukunft
einen lebenswerten Lebensraum si-
cherstellen k…nnen. Dazu geh…ren
die Verhinderung des Ausuferns der
Siedlungen, die Erhaltung ausrei-
chender Freir•ume, vorbeugende
Umweltschutzma†nahmen, die Si-
cherung von Entwicklungsm…glich-
keiten f‚r die Wirtschaft und der

Schutz vor einem 'Ausverkauf' Tirols
Es wird der Einsicht in diese Notwen-
digkeiten und der Mithilfe aller Be-
troffenen bed‚rfen, damit es zu
einer solchen positiven Entwicklung
auch unter vermehrten Anspr‚chen
an den Raum auch in Zukunft kom-
men kann .
Im Tiroler Memorandum an die
Ästerreichische Bundesregierung
vom 5 . Feber 1991 wurden wichtige

Raumordnung
geht jeden an!

Raumordnung ist Verantwor-
tung auch f‚r die k‚nftige Ge-
neration!
Raumordnung ist Wirtschafts-
entwicklung auch unter Be-
dachtnahme der …kologi-
schen Elemente der Land-
schaft!
Raumordnung ist Bew•ltigung
der k‚nftigen Probleme auch
unter dem Blickwinkel eines
m…glichen EG-Beitritts von
Ästerreich!

1) Die Raumordnung, gleich ob
‚ber…rtliche oder …rtliche, ist ein
Instrument, welches nicht nur
dem Politiker quasi als Machtbe-
fugnis zur Hand gegeben wurde
oder den Entscheidungstr•gern in
der Gemeinde, sondern es ist eine
hochsensible Gestaltungsform im
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Forderungen dazu erhoben, eine
umfangreiche Novelle zum Tiroler
Raumordnungsgesetz wird ein wei-
terer Schritt in diese Richtung sein,
und die Studie ‚ber die Siedlungs-
entwicklung im engeren Tiroler Zen-
tralraum soll m…glichst bald in kon-
krete Ma†nahmen umgesetzt wer-
den. Raumordnung mu† zuneh-
mend zu einem tragenden Pfeiler
der Tiroler Politik werden!

l•ndlichen und st•dtischen Bereich,
mit welcher sich jeder B‚rger als un-
mittelbar oder mittelbar Betroffener
in zunehmenden Ma†e auseinan-
derzusetzen hat, da sie jeden Einzel-
nen betrifft . Man denke nur an je-
den einzelnen 'H•uslbauer' der
einen gewissen Baugrund zur Ver-
wirklichung seines Vorhabens ben…-
tigt, oder den Wirtschaftstreiben-
den, der zur Neugr‚ndung eines Be-
triebes oder zur Erweiterung dessel-
ben Bauland ben…tigt, oder Land-
wirt, der f‚r den landwirtschaftli-
chen Betrieb, sowie zur Hervorbrin-
gung von Produkten landwirtschaft-
liche Fl•che ben…tigt, oder der Lift-
oder Sportplatzbetreiber, welcher
entsprechende Sonderfl•chen f‚r
seine Bed‚rfnisse haben mu†, oder
schlu†endlich der Erholungssu-
chenden und damit auch jeder Ein-
zelnen speziell im Bereich vor Ba!-
lungszentren, f‚r die Gr‚nzonen



und Erholungsraumfl•chen fÄr die
Freizeit von entscheidender Bedeu-
tung sind . Ganz egal also, von wel-
cher Seite man Raumordnung und
damit die Eignung jedes einzelnen
m2 Bodens sieht, jeder vom Kind bis
zum alten Menschen ist direkt oder
indirekt von der Gestaltung und
Gliederung des Lebensraumes be-
troffen . Der vermehrte Einsatz fÄr
eine objektive und losgel‚st von
Emotionen betriebene Raumord-
nung soll daher Pflicht und Verant-
wortung jedes einzelnen BÄrgers
sein .

2) Der Einsatz fÄr und die Beteili-
gung an der Raumordnung soll und
muƒ aber in zunehmendem Maƒe
abgehen von einem reinen Aufbau-
denken und von einem grenzenlo-
sen wirtschaftlichen Fortschrittden-
ken, und damit zwangsl•ufig von
der Verschwendung des Bodens . Es
muƒ also ganz vordringliche Aufga-
be der heutigen Generation sein,
Raumordnung als Aufgabe auch fÄr
die kÄnftige Generation zu sehen,
also als Pflicht, den Raum nur in
dem unbedingt erforderlichen Aus-
maƒ zu beanspruchen und den ver-
schwenderischen Umgang mit
Grund und Boden Einhalt zu gebie-
ten . Das bisherige Prinzip der Vor-
ratswidmung muƒ durch die Be-
darfswidmung und damit durch die
projektbezogene Widmung abge-
l‚st werden . Damit w•re auch ein In-
strument gefunden, welches teilwei-
se neben anderen notwendigen
Steuerungsm‚glichkeiten den Aus-
verkauf der Landschaft Einhalt ge-
bieten kann .

3) Die Raumordnung soll aber
auch kÄnftig dazu dienen, eine
sinnvolle und maƒvolle Wirtschafts-
entwicklung zu erm‚glichen . Dabei
ist es aber vordringliche Aufgabe,
den ‚kologischen Elementen in der
Landschaft Rechnung zu tragen
und vernetzte System in der Land-
schaft erh‚htes Augenmerk zu
schenken . Die Raumordnung darf
nicht der Monokultur in der Wirt-
schaft den Vorrang geben, vielmehr
ist es ihre Aufgabe, den an sich drei
tragende S•ulen der Wirtschaft in
gleichem Maƒe Bedeutung beizu-

messen, n•mlich einerseits der
Landwirtschaft, andererseits dem
Fremdenverkehr und nicht zuletzt
auch dem Gewerbe und der Indu-
strie. Jede Monokultur fÄhrt schluƒ-
endlich zu einer krassen Fehlent-
wicklung insgesamt, sei es gesell-
schaftlich, wie auch in der Umwelt
und in der Raumordnung selbst . Das
Halten der drei tragenden S•ulen
m‚glichst zu je einem Drittelanteil
w•re dabei das Idealziel .
Die Ausweisung landwirtschaftlicher
Vorrangfl•chen, vereint mit einer
echten Abgeltung der "Dienstlei-
stung' der Bauern fÄr die Allgemein-
heit, welche sie durch die Bewirt-
schaftung der Fl•chen erbringen,
mÄƒte kÄnftig aus raumordneri-
scher Sicht Basis fÄr einen ersten
Schritt zur Erhaltung der Landwirt-
schaft sein .
Die Vorsorge fÄr die erforderlichen
Fl•chen fÄr Klein- und Mittelbetrie-
be, aber auch fÄr das Gewerbe und
die Industrie ist ebenfalls Aufgabe
der Raumordnung. Die gewerbliche
Entwicklung ger•t aufgrund der
Umweltproblematik zunehmend in
eine schwierige Situation, sodaƒ
kaum noch Fl•chen zu finden sind,
um hier eine Entwicklung zu erm‚g-
lichen. Es wird Aufgabe der Raum-
ordnung sein, fÄr mehrere Gemein-
den oder eine Region Fl•chen fÄr
Betriebe zu finden, um dieser tra-
genden S•ule der Wirtschaft eine
Entwickungsm‚glichkeit zu geben .
In diesem Zusammenhang muƒ es
aber auch Aufgabe der Begleitpla-
nung sein, daƒ ein entsprechender
Ausgleich oder eine Abgeltung fÄr
jene Gemeinden geschaffen wird,
welche nicht Standortgemeinden
sind .
Eine sinnvolle, wenn auch im be-
sonderen Maƒe beschr•nkte Ent-
wicklung wird man auch dem
Fremdenverkehr zubilligen mÄs-
sen; wenngleich die Grenzen der
Belastbarkeit in verschiedenen
Gebieten bereits erreicht sind,
wenn nicht bereits Äberschritten
wurden .

4) Durch die Ausweisung land-
wirtschaftlicher Vorrangfl•chen
und Erholungsraumfl•chen, sowie
durch eine effektive GrÄnzonen-

planung wird es Aufgabe der
Raumordnung sein, der Erhaltung
der Natur und Umwelt Rechnung
zu tragen und auch der Erhaltung
einer lebenswerten Umwelt fÄr die
in diesem Raum lebenden Bev‚l-
kerung . Durch diese Planungs-
maƒnahme wird auch einem
kÄnftigen Ausverkauf der Land-
schaft ein erheblicher Riegel vor-
geschoben . Dazu kommt noch
die entscheidende Aufgabe der
Raumordnung bei der Bew•lti-
gung des Grundverkehrs und des
befÄrchteten Ausverkaufs der
Landschaft fÄr den Fall des EG-Bei-
tritts. Neben der bereits angespro-
chenen Bedarfswidmung wird der
zunehmend von den Gemeinden
praktizierten und zu praktizierenden
W2-Widmung gem•ƒ „ 12 Abs . 2 des
Tiroler Raumordnungsgesetzes eine
entsprechende Bedeutung zukom-
men . Durch eine derartige Wid-
mung wird nicht nur die BegrÄn-
dung von Zweitwohnsitzen ausge-
schlossen, sondern durch die Be-
schr•nkung der Nutzfl•che des
Wohnraumes indirekt auch der Fl•-
chenverbrauch fÄr einen Bauplatz
eingeengt. Zu einem ganz ent-
scheidenden Steuerungsinstrument
und zu einer wesentlichen Forde-
rung geh‚rt, daƒ der Verkehr mit
BaugrundstÄcken in die Kompetenz
der L•nder Äbertragen wird . Das Be-
mÄhen um die Kompetenzverschie-
bung in diesem Bereich darf nicht
aufh‚ren, zumal durch diese Kom-
petenzverschiebung nicht nur der
Verkehr mit BaugrundstÄcken fÄr In-
l•nder, sondern auch fÄr Ausl•nder
einer Regelung unterworfen werden
kann . In dem jÄngst von Herrn Lan-
deshauptmann Äberreichten Tiroler
Memorandum in Wien wurde diese
Forderung wieder eindringlich un-
terstrichen .
Insgesamt gesehen wird Raum-
ordnung aber nur dann funktio-
nieren, wenn ein koordiniertes
Handeln aller Beteiligten in zuneh-
mendem Maƒe Platz greift, wozu
nicht nur die Gemeinden und die
berÄhrten …mter des Landes ge-
h‚ren, sondern auch jeder einzel-
ne StaatsbÄrger, weshalb jeder zur
Mitarbeit in konstruktiver Weise
aufgerufen wird .



Siedlungsentwicklung-
Bodensparen Freilandsicherung
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D
as Tiroler Raumordnungsge-
setz LGBI. Nr . 19/1972 ist in sei-
ner urspr‚nglichen Fassung

mit 16, Februar 1972 in Kraft getreten .
Mit Ausnahme der Landeshaupt-
stadt Innsbruck, welche f‚r den
Gro•teil ihrer Stadtbezirke TeilflÄ-
c:henwidmungsplÄne besitzt, ha-
ben am heutigen Tag alle ‚brigen
277 Tiroler Gemeinden einen FlÄ-
chenwidmungsplan .
Von der Genehmigung des 1 . FlÄ-
chenwidmungsplanes im Jahre
1974 bis zur Genehmigung der bei-

Stand der FlÄchenwidmungs-
planung - Anderungsdynamik

Baulandbilanz
Karl SCHERL, Dipl .-Ing ., Vorstand der Abteilung VId3

DER MENSCH IST DAS MASS ALLER DINGE

den letzten FlÄchenwidmungsplÄ-
ne im Jahre 1988 hat es immerhin 15
Jahre gedauert, bis dieses Funda-
ment der ƒrtlichen Raumordnung
hergestellt werden konnte .
An dieser Stelle richtet sich der Dank
an die mit der Kompetenz der ƒrtli-
chen Raumplanung ausgestatte-
ten VerantwortungstrÄger. Insbe-
sondere sei allen GemeinderÄten,
die sich mit besonderem Engage-
ment und Verantwortungsbewu•t-
sein in den Dienst der ƒrtlichen
Raumordnung gestellt haben, ein

7

herzlicher Dank von der fachtechni-
schon Seite her ausgesprochen .
Die

	

FlÄchenwidmungsplanung
kann sich den dynamischen Erfor-
dernissen nicht entziehen . FlÄchen-
widmungsplÄne sind zu Ändern, so-
weit dies durch eine „nderung der
f‚r die Planung bedeutsamen Ge-
gebenheiten oder zur Vermeidung
von Widerspr‚chen zu Gesetzen
und Verordnungen des Bundes oder
des Landes erforderlich ist. Dar‚ber-
hinaus d‚rfen FlÄchenwidmungs-
plÄne geÄndert werden, wenn
wichtige Gr‚nde hief‚r vorliegen
und die „nderung den Zielen der
ƒrtlichen Raumordnung nicht wi-
dersprechen . Dabei sind die f‚r
PlanÄnderung bedeutsamen Ent-
scheidungsgrundlagen in ausrei-
chendem Ma•e darzulegen .
Die langjÄhrige feststellbare durch-
schnittliche Zahl der genehmigten
FlÄchenwidmungsplanÄnderungen
aller 277 Tiroler Gemeinden betrÄgt
625 pro Jahr.
Auch das Ausma• der jÄhrlichen
VerÄnderungen blieb mit rund 85
ha konstant .
In diesem Zusammenhang sollte
auch der Bevƒlkerungszuwachs in
Tirol seit 1971 mit mehr als 80 .000 Per-
sonen erwÄhnt werden .
Der Planungszeitraum f‚r das Aus-
ma• des voraussichtlich bestehen-
den Bedarfs an Bauland wurde sei-
nerzeit im Gesetz mit 10 Jahren defi-
niert .
Bei rund 50 % der FlÄchenwid-
mungsplÄne ist auf Grund der ge-
gebenen Altersstruktur der seinerzei-
tig vorgegebene Planungszeitraum
bereits ‚berschritten .
Eine notwendige neue Standortbe-
stimmung, eine Neuformulierung
von Zielvorstellungen, die Erarbei-
tung von entsprechenden zukunfts-



orientierten Konzepten muÄ
zwangsl•ufig zur ‚berarbeitung des
Istzustandes fƒhren .
Die Baulandbilanz ist ein Zusatzspie-
gel der Fl•chen•nderungsdynamik
und kann gleichzeitig Indikator und
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(ohne Innsbruck-Stadt)

3 12

Signalgeber fƒr bewuÄte und ge-
zielte Steuerungsaktivit•ten sein .
Im Zeitraum ab 29 .10 .1974 (l . ge-
nehmigter Fl(ichenwidmungsplan
nach TROG) bis 1 .1 .1991 hat sich die
Summe der in den Urfl•chenwid-

Fl•chenwidmungspl•ne-Alterstruktur

77

11

78

29

79

43

80

38

81

43

	

34

mungspl•nen ausgewiesenen Ge-
samtfl•che von 175,50 km2 um
11,19 km2 auf 186,69 km2 vergr„-
Äert. Ausgedrƒckt in Prozent ent-
sprechen diese Ver•nderungen
6,38 % .
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Eine •berarbeitung
der FlÄchenwidmungsplÄne

wird notwendig!
Kalr SP‚RR, Dr ., Vorstand der Abteilung Ve

In nahezu allen Gemeinden Tirols
sind zwischenzeitlich die FlÄchen-
widmungsplÄne in Kraft . In den
noch fehlenden Gemeinden steht
der Ersatz des Verordnungsplanes
der Landesregierung durch den
vom Gemeinderat zu erlassenden
FlÄchenwidmungsplan bevor. In der
ƒberwiegenden Zahl der Gemein-
den haben die FlÄchenwidmungs-
plÄne schon zehn und mehr Jahre
Gƒltigkeit, soda„ allein schon aus
diesem Grund anzunehmen ist, da„
die ehemals vorgenommenen Wid-
mungen nicht mehr den tatsÄchli-
chen VerhÄltnissen entsprechen .
Die damals geleistete Arbeit aller
Beteiligten, welche zur Erlassung der
FlÄchenwidmungsplÄne gefƒhrt
hat, kann angesichts der geradezu
atemberaubenden Siedlungsent-
wicklung der vergangenen Jahre
nicht hoch genug eingeschÄtzt
werden. Diese Arbeit ist sicherlich
auch Basis fƒr die kƒnftige Entwick-
lung in der Raumordnung . Trotzdem
ist es unabdingbare Aufgabe der
Gemeinde und der Aufsichtsbeh…r-
de, an die •berarbeitung der FlÄ-
chenwidmungsplÄne heranzuge-
hen .
Der seinerzeit in das Gesetz aufge-
nommene Passus des 'abschÄtzba-
ren zehnjÄhrigen Baulandbedarfes'
soll dabei kƒnftig jedenfalls entfal-
len . Jedem verantwortungsvollen
'Raumplaner' ist klargeworden, da„
diese Vorgabe zu einer strÄflichen
Vorratswidmung an Bauland in vie-
len Gemeinden gefƒhrt hat, an de-
ren Folgen man noch heute leidet .
Es hat dies nicht nur zu einer Bau-
landhortung verschiedener Grund-
eigentƒmer gefƒhrt, welche nicht
zuletzt auch die Preistreiberei gef…r-
dert haben, sondern es wurde in an-
deren Bereichen vieler Gemeinden
eine sinnvolle raumordnerische Ent-
wicklung verhindert .

Die in zunehmenden Ma„e Äu„erst
schwierige Aufgabe des Gemein-
derates wird in der Raumordnung
nicht verkannt und sie ist aufgrund
des besonderen NaheverhÄltnisses
zum Gemeindebƒrger von beson-
derer Brisanz fƒr jeden einzelnen
EntscheidungstrÄger. Ihnen ist da-
her in besonderer Weise Hilfestel-
lung zu leisten . Selbst bei einem voll-
kommenen DemokratieverstÄndnis
wird man kƒnftig bei Entscheidun-
gen im Rahmen der FlÄchenwid-
mung nicht umhinkommen, zum
Schutz der Betroffenen zu einer ge-
heimen Abstimmung im Gemein-
derat zu schreiten . Dadurch k…nnte
eine mutigere und freiere Entschei-
dung nicht zuletzt auch im Interesse
der Gemeinde und der Bev…lkerung
und der kƒnftigen Generation ge-
f…rdert werden .

. . . eine effektivere Raum-
ordnung wÄre bereits jetzt
m…glich . . .

Ohne eine m…gliche und notwendi-
ge Novellierung des Tiroler Raum-
ordnungsgesetzes anzusprechen,
bietet jedoch das bestehende Tiro-
ler Raumordnungsgesetz schon
jetzt wesentliche Voraussetzungen,
Umwidmungswƒnsche wesentlich
restriktiver zu behandeln . Das Ge-
setz verlangt fƒr eine FlÄchenwid-
mungsplanÄnderung nicht nur
einen wichtigen Grund, sondern
auch, da„ die Widmung den Zielen
der …rtlichen Raumordnung nicht
widerspricht und da„ die Entschei-
dungsgrƒnde in ausreichendem
Ma„ erkennbar sein mƒssen . Wƒrde
jeder Gemeinderat allein diese Kri-
terien berƒcksichtigen, wÄre im Ver-

ein mit der Aufsichtsbeh…rde eine
effektivere Raumordnung bereits
jetzt m…glich . In vielen FÄllen stellt
sich die FlÄchenwidmung jedoch so
dar, da„ ein Antrag des Umwid-
mungswerbers ohne jede Begrƒn-
dung einlangt und der Gemeinde-
rat ohne weitere Begrƒndung einen
positiven Beschlu„ fa„t. Von dieser
Vorgangsweise wird man abkom-
men mƒssen und im Widmungsver-
fahren zu einer ganzheitlichen Be-
trachtungsweise des Gemeindege-
bietes kommen mƒssen .
Die Erarbeitung eines Konzeptes
ƒber die kƒnftige Entwicklung der
Gemeinde, etwa abgestellt auf die
Punkte Grƒnzonenplanung, Sied-
lungsentwicklung, wirtschaftliche
Entwicklung und Verkehrsentwick-
lung wƒrde sicherlich ausreichen, zu
einer fundierten und zukunftsorien-
tierten Raumordnung zu kommen .
Damit wÄre auch die Vorausset-
zung geschaffen, auf der Basis einer
fundierten Bestandserhebung je-
den

	

Umwidmungsfall entspre-
chend begrƒndet einer Erledigung
zufƒhren zu k…nnen . Beim Vollzug
einer

	

verantwortungsbewu„ten
Raumordnung werden verschiede-
ne Gemeinden auch nicht um den
Schritt herumkommen, Rƒckwid-
mungen von Bauland in Freiland
vorzunehmen . Dieser Gedanke
mag zwar zunÄchst utopisch klin-
gen, er ist aber bei kritischer und ver-
antwortungsbewu„ter nÄherer Be-
trachtung nur gerechtfertigt . Beson-
ders in FÄllen, wo Bauland ƒber fast
ein Jahrzehnt keiner Verwendung
zugefƒhrt wurde, oder wo man heu-
te sieht, da„ eine Fehlentwicklung
vorprogrammiert wÄre, mu„ man
diesen Schritt wagen .
Ganz entscheidend aber wird sein,
da„ vor allem von jedem einzelnen
Bƒrger mental die Notwendigkeit
einer restriktiven Raumordnung er-
kannt und fƒr notwendig gefunden
wird und wenn man endlich von
einem Denken abkommt, da„ jeder
m2 Boden gleich S 2 .000,- bis S
3.000,- wert ist. Grund und Boden
mu„ kƒnftig wieder angesehen wer-
den als notwendiger Lebensraum,
Erholungsraum und Produktionsfak-
tor auch fƒr die kƒnftige Generation
und nicht als reine Kapitalanlage .



Bodensparen
im Siedlungswesen

Hans-Jƒrgen FISCHLER, Dipl -Ing ., Abteilung Ic-Landesplanung

Weiterhin hoher
Bodenverbrauch fƒr
Siedlungszwecke
Es gibt keine genauen Daten zum
Bodenverbrauch fƒr Siedlungszwek-
ke . SchÄtzungen zufolge wurden in
Tirol in den 70er Jahren jÄhrlich
mehr als 400 ha fƒr Siedlungen und
damit verbundenen VerkehrsflÄ-
chen beansprucht, und auch das
Bodenschutzkonzept spricht von
mehr als 300 ha jÄhrlich fƒr GebÄu-
de- und VerkehrsflÄchen in den 80er
Jahren . SiedlungsflÄchen einzelner
Gemeinden haben sich in ein paar
Jahrzehnten verdoppelt oder auch
verdreifacht. Gibt der Blick in die
Vergangenheit Anla‚ zur Besorgnis,
so sollte jener in die Zukunft zu Kon-
sequenzen fƒhren : Es ist auch wei-
terhin mit einem hohen FlÄchenver-
brauch fƒr Siedlungszwecke zu
rechnen . An erster Stelle steht dabei
das Wohnen. Wenngleich das
Wachstum der Bev•lkerung nicht
mehr so stark wie in der Vergangen-
heit sein wird, so ist doch weiterhin
mit einem hohen Wohnungsbedarf
zu rechnen . Der wesentlichste
Grund dafƒr ist die hohe Anzahl der
Haushalte, deren Grƒndung in ab-
sehbarer Zeit erwartet werden kann
und fƒr die Wohnungen ben•tigt
werden (- siehe dazu die nachste-
hende Tabelle) .

Neben diesem hauptsÄchlich aus
der Haushaltsentwicklung entste-
henden Wohnungsbedarf darf
nicht vergessen werden, da‚ in un-
serer Wohlstandsgesellschaft immer
h•here Ansprƒche an das Wohnen
gesetzt werden . Die Wƒnsche nach
einer gr•‚eren Wohnung, nach
einem Einfamilienhaus mit einem
gro‚en Gartenanteil oder nach
einem Zweitwohnsitz im Grƒnen
sind nicht zu unterschÄtzende Bo-
denbedarfsfoktoren .

Aus dem Wohnen entstehen mehr
als zwei Drittel aller Baulandansprƒ-
che . Fƒr den Rest stehen vor allem
wirtschaftliche Bedƒrfnisse und
auch solche der Freizeitgestaltung
(Spielen, Sport, Erholung). In beiden
Sektoren ist auch kƒnftig, wenn es
so weitergeht wie bisher, mit einem
tendenziell steigenden FlÄchenbe-
darf zu rechnen . Bei den Betriebs-
bauten sorgen Tendenzen wie Au-
tomatisation, Verlegung von Pro-
duktionsvorgÄngen in eine Ebene,
Vorratshaltung von Bauland zu
Zwecken der Erweiterung, gro‚e
ParkplÄtze bei Dienstleistungsbe-
trieben auf der grƒnen Wiese, flÄ-
chenbeanspruchende Unterkunfts-
formen im Tourismus (z .B . Apart-
menthotel) u .a .m. fƒr einen steigen-
den durchschnittlichen Bodenbe-
darf pro Arbeitsplatz. „hnlich stei-
gende FlÄchenansprƒche pro Kopf
gelten auch im Freizeitbereich, zu-

mal Wohlstand und Arbeitszeitver-
kƒrzung dies begƒnstigen .

Eine bessere Steuerung
der Siedlungsent-
wicklung ist notwendig
Es wird also weiterhin mehr oder we-
niger berechtigten Bodenbedarf
aus Wohnen, Wirtschaften, Frem-
denverkehr, Verkehr und Freizeitge-
staltung an den Tiroler Raum ge-
ben . Diesen Ansprƒchen steht je-
doch nur ein begrenztes Ausma‚
an Boden und "freier' Landschaft
gegenƒber, ein Umstand, der in Tirol
insbesondere am Dauersiedlungs-
raum, der lediglich 13 % des Lan-
desgebietes ausmacht, schmerz-
lich zu realisieren ist . Hier auf den
Talb•den, den begleitenden HÄn-
gen und Terrassen, konzentrieren
sich die meisten Ansprƒche
menschlicher Nutzung an den Bo-
den und sie tun dies nicht ohne
Konflikte, wie am Beispiel Verkehr
leicht erhellt werden kann. Wenn es
so weitergeht wie bisher, werden in
ein paar Generationen die D•rfer in
Tirol nicht mehr anhand der dazwi-
schenliegenden 'freien' Landschaft
zu unterscheiden sein . Und diese
wƒrde noch fƒr andere Zwecke als
fƒr Bauen gebraucht werden :

… fƒr die Landwirtschaft, die hier ih-
re besten Produktiosbedingungen
hat,
… fƒr die (Nah-)Erholung, die nicht
nur in Hochlagen wahrgenommen
werden kann,
… im Sinne eines Landschaftsbildes,
das kƒnftigen Generationen als Hei-
mat zugemutet werden kann und

+ 61 .380

+ 47.000

+ 47 .280

+ 48 .000

Periode

VerÄnderung
1971 - 1986

Prognose
1986 - 2001

Wohnbev•lkerung Haushalte

dazu kommen noch ein geschÄtzter 'Nachholbedarf im Ausma‚ von ca . 10 .000 Wohnungen aus Substandard und Oberbelag

Quelle, HÄrnler J in . Sozialer Wohneau in Tirol, Sr . Hypo Bank, Innsbruck 1987

Wohnungen

+ 59.000

+ 62.000 '



siehe dazu nachfolgenden Beitrag
,Lebensraum Inntal ??'

11

Es wird also zu mehr Ordnung und
Lenkung der verschiedenen An-
spr•che als bisher kommen m•s-

20 sen. Knappe G•ter waren immer
schon Anlaƒ f•r besondere Bewirt-
schaftungsweisen. Boden ist mehr
als ein 'knappes Gut', er ist unver-
mehrbar und nicht (oder kaum)
reproduzierbar . Ein haush„lter-
ischer Umgang mit ihm wird noch
ins Tiroler Raumordnungsgesetz
als Zielsetzung aufgenommen
werden m•ssen . F•r die Steuerung
der k•nftigen Siedlungsentwick-
lung bedeutet dies vor allem zwei
Wirkungsrichtungen :

(1) Zun„chst soll eine weitere Zer-
splitterung der Siedlungst„tigkeit
(Zersiedelung) vermieden werden .
Sie bedeutet einen an sich unnot-
wendigen zus„tzlichen Bodenbe-
darf.

(2) Dar•ber hinaus sollte eine
Drosselung der Fl„chenanspr•che

3 an sich, insbesondere ein Verzicht
L
N auf luxuri‚se Anspr•che an Grund

Mehr Freifl„chen-
sicherung durch die
•ber‚rtliche Raum-
ordnung

Bei der'Beplanung' des unvermehr-
baren Gutes Boden wird k•nftig die
•ber‚rtliche Raumordnung eine
gr‚ƒere Rolle spielen m•ssen als bis-
her. Schon auf Basis des derzeitigen
Raumordnungsrechtes k‚nnte sie
sich mehr der Sicherung groƒer zu-
sammenh„ngender Freifl„chen zu-
wenden . Bisher war dies vor allem
mit den landwirtschaftlichen Vor-
rangfl„chen, auf denen eine Bau-
landwidmung zun„chst f•r 10 Jahre
ausgeschlossen ist, und mit Vorsor-
gegebieten f•r sp„tere Unter-
schutzstellungen nach dem Natur-

das auch weiterhin Grundlage f•r
den auch k•nftig wichtigen Er-
werbszweig Fremdenverkehr sein
soll,
Ä als ‚kologischer Ausgleichsraum
und Lebensraum nicht nur f•r Men-
schen .' )



schutzgesetz getan worden . (F•r 12
der insgesamt 55 Kleinregionen lie-
gen derzeit regionale Entwicklungs-
programme mit solchen Festlegun-
gen vor .) Der raumordnerische
Schutz der f•r die Agrarwirtschaft
wertvollsten Gebiete, mit deren Ver-
schwinden die Landwirtschaft in ih-
rem Gesamtsystem (AlmflÄchen
z.B .) betroffen wÄre, soll weiterhin
betrieben werden . Daneben wird
aber immer evidenter, da‚ auch f•r
die Aufrechterhaltung anderer
wichtiger Funktionen, die Land-
schaft hat, ein solcher Schutz not-
wendig wÄre. (Nah-)Erholung der
Bevƒlkerung, das gro‚rÄumig wirk-
same Landschaftsbild, die Aufrech-
terhaltung des Naturhaushaltes
und Beachtung ƒkologischer Ver-
netzungen waren vorhin genannt
worden. In dieser Hinsicht bedeutsa-
me FlÄchen und Strukturen gehen
immer mehr verlustig . (Es gibt Ge-
meinden, in denen schon mehr als
die HÄlfte des Dauersiedlungsrau-
mes verbaut ist.) Diese Prozesse voll-
ziehen sich naturgemÄ‚ in den Ge-
bieten mit einer dynamischen Sied-
lungsentwicklung - im Inntal, im Um-
feld grƒ‚erer Zentren - am rasche-
sten . In solchen RÄumen stellt sich
schon die Frage einer Mindestaus-
stattung mit Gr•nraum . Hier sollte
die AutoritÄt des Landes vorrangig
einschreiten und zumindest die
wichtigsten Landschaftsteile sicher-
stellen .

Eine verstÄrkte Steuerung der Sied-
lungstÄtigkeit durch •berƒrtliche
Raumordnung ist an sich kein Neu-
land, sie wird in Regionalplanungen
Deutschlands und in kantonalen
Richtplanungen der Schweiz betrie-
ben. In „sterreich war Vorarlberg
mit den Festlegungen gro‚er zu-
sammenhÄngender Gr•nzonen im
Rheintal und im Walgau (1977) Vor-
reiter .

Langfristige ƒrtliche Ent-
wicklungsplanung und
mehr Bebauungsplanung

Aber auch auf der Gemeindeebe-
ne sollen vermehrt …berlegungen

zur k•nftigen Gestaltung des enge-
ren Lebensraumes angestellt wer-
den . Das zentrale Instrument zur
Steuerung der Siedlungsentwick-
lung ist der FlÄchenwidmungsplan .
Viele dieser PlÄne sind veraltet und
"passen' nicht mehr, wie die hohe
Anzahl von knapp hintereinander
erfolgenden †nderungen in man-
chen Gemeinden anzeigt . Sie soll-
ten •berarbeitet werden .
Die beste Grundlage hief•rwÄre ein
Konzept, in dem langfristige Ent-
wicklungsvorstellungen f•r die Ge-
meinde, die in einer neuen Stand-
ortbestimmung mit den B•rgern er-
arbeitet werden, zum Ausdruck
kommen. Die Raumordnungsgeset-
ze einiger ƒsterreichischer Bundes-
lÄnder (Niederƒsterreich, Steier-
mark, Salzburg) verpflichten die Ge-
meinden zur Erstellung solcher ƒrtli-
cher Entwicklungskonzepte und
auch einige Tiroler Gemeinden ha-
ben diesen Weg schon eingeschla-
gen, weil sie ihn - ohne vom Gesetz
dazu verpflichtet zu sein - als zielf•h-
rend ansahen .

Ein anderes Instrument der ƒrtlichen
Raumordnung, dessen Erstellung an
sich gesetzlich schon vorgeschrie-
ben wÄre und das wesentlich zu
einer geordneten Siedlungsent-
wicklung und zum Bodensparen
eingesetzt werden kƒnnte, wird der-
zeit viel zu wenig genutzt : der Be-
bauungsplan . Schon allein das Vor-
liegen einer klar geregelten Erschlie-
‚ung ist ein Beitrag zum Bodenspa-
ren, dar•ber hinaus gÄbe er die
Mƒglichkeit zur Festlegung dichte-
rer Bebauungsweisen . . .

Mehr Realisierung
von Raumplanung
Mit mehr und besseren PlÄnen al-
lein ist einer ausreichenden Steue-
rung des Siedlungsgeschehens
nicht gen•ge getan, auch nicht mit
mehr Festlegungen durch •berƒrtli-
che und ƒrtliche Raumordnung, wo
nicht gebaut werden soll . Damit
wird die Bebauung noch nicht dort
realisiert, wo sie plangemÄ‚ sein
sollte: Auf dem f•r diesen Zweck ge-
widmeten Bauland . Nicht Verf•g-

barkeit oder zu hohe Baulandpreise
stehen den berechtigten Anspr•-
chen Wohnungssuchender oder
bauwilliger Gewerbetreibender ent-
gegen. Eine Situation, die zusam-
men mit den W•nschen von Grund-
besitzern, die wundersame Vermƒ-
gensaufwertung durch Bauland-
widmung zu erfahren oder auf eige-
nem Grund bauen zu kƒnnen, zur
Neuwidmung von Bauland in peri-
pheren Bereichen und somit zur'le-
galen Zersiedelung' f•hrt. Untersu-
chungen zeigen, in welchem Aus-
ma‚ gewidmetes Bauland gehortet
wird : Es gibt Gemeinden mit Antei-
len von 50 % brachliegendem Bau-
land und Regionen mit einem Anteil
von mehr als 30 % . (Allein dieser Um-
stand wiederlegt schon die biswei-
len geÄu‚erte These, da‚ mit der
Widmung von noch mehr Bauland
sein Markt verfl•ssigt werden kƒnnte .)

Zur Verbesserung der Situation bie-
ten sich in der derzeitigen Praxis fol-
gende Mƒglichkeiten und Lƒsungs-
ansÄtze zum 'Bodensparen' an :

‡ Kommunaler Grunderwerb und
Grundst•cksweitergabe (aktive Bo-
denpolitik der Gemeinden) : Um zu-
mindest einen Teil der Nachfrage
befriedigen zu kƒnnen, schalten
sich Gemeinden aktiv auf den Bo-
denmarkt ein : Sie treten als Zwi-
schenerwerber von Grundst•cken
auf und geben diese an bestimmte
Bevƒlkerungsgruppen, die sie be-
g•nstigen wollen, weiter . Diese Vor-
gangsweise erfordert Aufmerksam-
keit, Initiative und Finanzkraft, •ber
die nicht jede Gemeindevertretung
verf•gt, Die geplante Bodenbank
des Landes, Unterst•tzungen des
kommunalen Grunderwerbes •ber
die Wohnbaufƒrderung oder auch
die Institutionalisierung von Boden-
beschaffungs- und Bereitstellungs-
gesellschaften kƒnnten hier eine Hil-
fe bedeuten .

‡ Baulandsicherung •ber Privat-
rechtsvertrÄge: Weniger Finanzmit-
tel bedarf die sogenannte 'Bau-
landsicherung', bei der es zu einer
Junktimierung zwischen dem Wid-
mungsakt und einem privatrechtli-
chen Vertrag kommt, in dem der



Grundbesitzer von der Gemeinde
zu einem Verkauf seiner Baugrund-
st•cke und dabei zu gewissen ein-
schrÄnkenden ModalitÄten (z .B .
Vorkaufsrecht der Gemeinde, Preis-
beschrÄnkungen, Verkauf nur an
OrtsansÄssige, keine Zweitwohnsitze
etc.) verpflichtet wird . Dieser Weg
von BaulandsicherungsvertrÄgen,
die in anderen ‚sterreichischen
BundeslÄndern (Salzburg) oder in
Bayern schon gebrÄuchlich sind,
wird von Tiroler Gemeinden noch
eher z‚gernd beschritten .

ƒ Widmung von Sozialwohngebiet :
EinschrÄnkungen auf Nachfrager-
seite (z.B . keine Zweitwohnungen)
und im erzielbaren Kaufpreis be-
deutet die Widmung von 'W 2',
nach der nur Wohnbauten mit Woh-
nungen, die den wohnbaurechtli-
chen Bestimmungen entsprechen,
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flÄchensparende

	

aktive
Bebauungsplang . Bodenpolitik

Befragungsergebnisse Bezirk Innsbruck-Land

errichtet werden k‚nnen . Dabei
k‚nnte auch im Interesse eines bo-
densparenden, verdichteten Bau-
ens eine Zusatzfestlegung •ber die
h‚chstzulÄssige Gr‚„e neu zu
schaffender BauplÄtze getroffen
werden (… 16 Abs. 3 TROG) .

ƒ Baulandumlegung : Auch die
Durchf•hrung von Umlegungsver-
fahren trÄgt, indem besser bebau-
bare Grundst•cke geschaffen wer-
den, zur Verfl•ssigung des Bauland-
marktes bei. †berdies wÄre Bau-
landumlegung eine notwendige
Voraussetzung zur Verwirklichung
bestimmter Gestaltungsvorstellun-
gen, die in BebauungsplÄnen fest-
gelegt werden .

ƒ R•ckwidmung: Die R•ckwidmung
von Bauland in Bereichen, wo es
mittlerweile

	

als

	

'ortsplanerisch

Bereitschaft der Gemeinden zum E nsatz
flÄchensparender Instrumente im Rahmen

der ‚rtlichen Raumordnung

Bauland-
sicherung

Widmung von
Sozialwohn-
gebiet
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Widmung von
Vorzugsbau-
and

falsch' gewertet wird, oder auch die
Androhung einer R•ckwidmung zur
Erh‚hung der Verkaufsbereitschaft
k‚nnten ebenfalls - wenn auch
nicht als sehr populÄres Mittel - ein-
gesetzt werden . Einen raumplaneri-
schen 'H‚hepunkt' in dieser Hin-
sicht bedeutet die Vorgangsweise
einer Salzburger Gemeinde, bei der
im Rahmen einer †berarbeitung
des FlÄchenwidmungsplanes nach
einer vorausgehenden R•ckwid-
mung des gesamten nicht bebau-
ten Baulandes nur mehr solches
gewidmet wurde, bei dem die
Eigent•mer zum Abschlu„ von Bau-
landsicherungsvertrÄgen bereit
waren .

Wie beliebt die Anwendung aller
dieser hier angef•hrten Instrumente
ist, zeigt die nachstehende Abbil-
dung, in der die Ergebnisse einer Be-

Einsatz von
Baulandum-
legung

R•ckwidmung
von Bauland



fragung der Gemeinden im Bezirk
InnsbruckLand wiedergegeben
sind . Erwartungsgem•Ä befinden
sich R‚ckwidmungsmaÄnahmen
an letzter Stelle und ‚berraschen-
derweise - Baulandumlegungen an
vorletzter Stelle. Bei beiden ‚berwie-
gen eindeutig die Nein-Stimmen .
Dies ist bei der Widmung von 'Vor-
zugsbauland'- etwas, was es in Tirol
noch nicht gibt - nicht mehr der Fall .
Hinter diesem Begriff verbirgt sich
eine gesetzlich verankerte Bebau-
ungsfrist, innerhalb der ein solcher-
maÄen gewidmetes Grundst‚ck
bebaut bzw. verkauft werden soll .
Anderenfalls wird entsch•digungs-
los r‚ckgewidmet oder j•hrlich ein
Infrastrukturkostenbeitrag eingeho-
ben . Der hier eingeschlagene Ver-
such, die Sicherstellung einer Be-
bauung durch Fristsetzung und
dem Einsatz von Abgaben als Len-
kungsinstrumente sicherzustellen, ist
in der Raumordnungsgesetzge-
bung der Schweiz und in ƒsterreich
in der Steiermark bereits einge-
schlagen .

Zur 'Zukunftsmusik" in Hinsicht auf
st•rkere Planrealisierung geh„ren
auch …berlegungen, die in Rich-
tung einer verst•rkten Absch„pfung
von Planungsgewinnen oder in
Richtung eines Planwertausgleiches
gehen . Bisher schweigt der Gesetz-
geber noch weitgehend auf die
'wundersame' Verm„gensvermeh-
rung durch Baulandwidmung . An-
dererseits f‚hren solche …berlegun-
gen auch zu einer Institutionalisie-
rung einer Bringungspflicht von
Grundst‚cken f‚r den 'sozialen
Wohnbau' . Eine derzeit bereits ge-
spielte Melodie von solcher 'Zu-
kunftsmusik' stellt hiebei die S‚dtiro-
ler L„sung dar : Ca. die H•lfte eines
neugewidmeten zur Ortserweite-
rung vorgesehenen Wohnbaulan-
des muÄ f‚r Zwecke des sozialen
Wohnbaus abgetreten werden†

Innentwicklung
vor AuÄenentwicklung
Im Sinne des Bodensparens ist eine
Strategie zu verfolgen, die einer 'In-
nenentwicklung der Siedlungen',

I

der Verdichtung im bestehenden
Siedlungsk„rper dem Neubau auf
der "gr‚nen Wiese" den Vorrang ein-
r•umt. Schon die , orhin aufgezeig-
ten M„glichkeiten sollten auf den
dealfall einer P,/Mobilisierung von
Baulandreserven im Inneren der
Siediungsk„rper abgestellt werden .
Hier kann schon vorhandene Infra-
struktur ausgenutzt werden . Der
Weg zur Schule oder zum Gesch•ft
ist kurz und kann zu FuÄ genommen
werden . Hier wird kein neuer motori-
sierter Verkehr erforderlich .

Saub„ Vorteile werden nat‚rlich
auch durch eine "innerient.Awick-
lung" wahrgenommen, bei der be-
stehende Bausubstanz- besser ge-
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nutzt (Altbausanierung) und wie-
derverwertet (Geb(iudeRecycling)
oder dar‚berhinaus durch An-, Um-
oder Aufbauten erg•nzt wird .

Einer derartigen Verdichtung sind
allerdings auch Grenzen gesetzt .
St•dte, M•rkte und D„rfer sollen
wohnlich bleiben und ein attrakti-
ves Wohnumfeld bieten, zu dem
auch gr‚ne Auflockerungen geh„-
ren . All dies sind Programmpunkte
f‚r eine Stadt- und Dorferneuerung,
bei der es einer intensiven Zusam-
menarbeit zwischen Gemeinde,
Bauherren, betroffenen B‚rgern und
Planer bedarf und bei der mit vielen
kleinen Projekten mehr als mit weni-
gen groÄen erreicht werden kann .



Bodensparen im
Neubaufall
Mit den erh•hten SÄtzen der Wohn-
bauf•rderung f‚r verdichtetes Bau-
en wird in Tirol schon lÄnger ver-
sucht, dem Ziel einer effizienteren
Nutzung des Baulandes nÄherzu-
kommen. Insbesondere im verdich-
teten Flachbau (ReihenhÄuser u .Ä .)
kann ein 'intelligentes Produkt' an-
geboten werden, das wesentlich
bodensparen hilft, f‚r breite Bev•l-
kerungskreise erschwinglich ist und
ein familienfreundliches Wohnen
mit eigenem Garten erm•glicht .
Trotzdem auch stÄndig steigende
Grundkosten zu einer gr•ƒeren Ak-
zeptanz solcher Wohnformen bei-
tragen, ist es bei weitem noch nicht
gelungen, solchen Wohnformen

zum Durchbruch zu verhelfen . Viele
Projekte sind wegen mangelnder
Nachfrage gescheitert .

Das Beispiel des verdichteten Flach-
baus stammt aus dem Bereich des
Wohnens und es gÄbe sicher noch
wesentliche Sparpotentiale im Be-
reich der Betriebs- oder der Ver-
kehrsbauten . (Nach wie vor werden
die Autos zumeist zu ebener Erde
nebeneinander gestellt, wÄhrend-
dem die Menschen in Wohnungen
‚bereinandergestapelt werden .) Es
gÄbe Bodensparl•sungen, die billi-
ger wÄren als die praktizierten und
solche, die mehr Kosten verursa-
chen .

Voraussetzungen f‚r ein vermehrtes
Aussch•pfen solcher M•glichkeiten
wÄre jedoch ein auf VerstÄndis be-

ruhender breiter Bewuƒtseinswan-
del, der eine Abkehr von tradier-
ten Werthaltungen zulÄƒt und
neue Denk- und Handlungsmu-
ster bringt . Bislang ist das noch
kaum der Fall . Noch werden beste
landwirtschaftliche Gr‚nde her-
angezogen oder WÄlder gerodet,
um den prestigetrÄchtigen Traum
des freistehenden Einfamilien-
hauses auf ‚ber 1 .000 m2 groƒen
Parzellen Wirklichkeit werden zu
lassen. Die Trendwende im Land-
verbrauch ist noch nicht in Sicht .
Angesichts der BeschrÄnktheit un-
seres Lebensraumes wird es aber
unerlÄƒlich, mehr als bisher zu un-
terscheiden, was Notwendigkeit
und was verzichtbarer Luxus bei
der Bodeninanspruchnahme ist,
und daraus Konsequenzen zu zie-
hen .



Kemater Innau vor etwa 70 Jahren -
heute verl•uft hier die Inntalauto-
bahn

Foto Archiv Oberthanner

Lebensraum Inntal?
Martin SAILER, Dipl.-Ing ., Abteilung Ic-Landesplanung

'Die meisten Fragen und Probleme
unserer Kultur sind eigentlich Zu-
kunftsprobleme . Wir tun unseren
Teil, die Enkel mÄssen vollenden
Naturschutz bildet eine gewichtige
Ausnahme. Wo wir hier nicht im Zei-
chen der Stunde resolut eingreifen,
da bleibt unseren Enkeln nichts
Äbrig als Klage um ein unwieder-
bringlich Verlorenes .' Wilhelm B‚l-
sche

In den letzten 100 Jahren sind in Tirol
Äber 500 Arten ausgestorben
Von den einheimischen Vogelarten
sind 91 Arten oder 56 %, bei den
Farn- und BlÄtenpflanzen 30 % be-
droht oder akut gef•hrdet. Um 1920
gab es im Tiroler Inn 14 natÄrlich vor-
kommende Fischarten, heute sind
es davon noch 3 neben einigen ein-
gebÄrgerten Arten . Bereits 'histori-
sche' Daten der permanenten Aus-
rottung sind die Jahre 1705 (Stein-
wild), 1897 (Bartgeier), 1898 (Braun-
b•r), 1920 (Zwergohreule), 1945
(Steinkauz), . . .
Wenn man bedenkt, daƒ die durch-
schnittliche 'Lebensdauer' einer Art
etwa 5 Millionen Jahre betr•gt,
dann hat der Groƒteil dieser Arten

zweifellos vor dem Ablauf ihrer ge-
netischen Uhr die Heimat Erde ver-
lassen .

Artenschutz ohne
Schutz des dazugeh‚r-
igen Lebensraumes ist
sinnlos
Bei den Aussterbe- und Gef•hr-
dungsfaktoren liegt die Zerst‚rung
von Feuchtlebensr•umen an erster
Stelle, w•hrend die direkte Verfol-
gung durch die Jagd erst den sech-
sten Rang einnimmt . So gab es im
Jahre 1855 noch 1 .627 ha Innau-
wald - einer der artenreichsten in
Mitteleuropa - heute sind es ganze
210 ha . Wer weiƒ heute noch von
einer 'Kemater-Au' (siehe Abb . aus
der Zwischen kriegszeit)? Gerade die
‚kologisch hochwertigsten Fl•chen
(Au- und Bruchwald, Feuchtwiesen,
Schilffl•chen, . . .) werden nach wie
vor fÄr 'mindere' Nutzungen wie
Gewerbegebiete, Verkehrsfl•chen,
Deponien etc. geopfert . Zur Beruhi-
gung des Gewissens wird Schutzge-
bietsplanung betrieben . Natur-
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schutzfachleute nennen es den 'so-
zialen Wohnbau fÄr Tiere' . Ohne die
lebenswichtige Vernetzung mit ih-
rem Umland stehen diese Biotope
v‚llig isoliert in einer ausger•umten
und geometrisierten Landschaft .
Wuchernde Verkehrsinfrastruktur und
sich immer st•rker ausbreitende
Siedlungsk‚rper verhindern eine
Kommunikation zwischen den Le-
bensr•umen . Ein Beispiel : w•ren die
alten Wintereinst•nde des Rotwildes
im Innauwald noch vorhanden und
vor allem erreichbar, dann bliebe der
Bergwald von den enormen Verbiƒ-
und Sch•lsch•den verschont .

Die vorindustrielle
b•uerliche Kulturland-
schaft war ‚kologisch
stabil!
Auf die mittelalterlichen Anbau-
und Wirtschaffsverh•ltnisse in unse-
rer Flur konnte sich im Verlaufe der
Jahrhunderte eine Vielzahl von Le-
bensgemeinschaften einstellen . In
manchen F•llen wurden durch die
menschliche Landnahme sogar
‚kologische Nischen fÄr Spezialisten
geschaffen . War die b•uerliche Kul-
turlandschaft quasi evolution•r
Äber einen langen Zeitraum aus der
Naturlandschaft entstanden, so ver-
lief die weitere Entwicklung unge-



mein schneller, Die Bev„lkerungszu-
nahme, die Ausweitung der Sied-
lungsgebiete und der Verlust natur-
r‚umlicher Elemente zeigen eine
exponentielle Steigerungsrate .

r will was Lebendig's erkennen
und beschreiben ;

Sucht erst den Geist herauszu-
treiben,

Dann hat er Theile in seiner Hand,
Fehlt leiderl nur das geistg'e Band .

(Mephistopheles, Faust 1)

Heute sehen wir die Landschaft als
ein Mosaik nutzbarer Fl‚chen und
unterteilen sie in Funktionsr‚ume .
Die b‚uerliche Kulturlandschaft al-
ter Pr‚gung als unser ‚sthetisches
Leitbild kann nicht neu geschaffen
werden, ihr sozialer, wirtschaftlicher
und kultureller Hintergrund ist verlo-
rengegangen . Indes sucht die
Dienstleistungs- und Informations-
gesellschaft des ausgehenden 20 .
Jahrhunderts wieder die traditionel-
len Werte als eine Art 'Gegenwelt'
zur heutigen Gesellschaftsordnung
im gestalteten Freiraum zu finden .

Der Biotop des
Menschen
Die medizinischen und psychologi-
schen Folgen von Raummenge
durch …berbev„lkerung sind wohl-
bekannt: Stress, Nervosit‚t, Feindse-
ligkeit, sozialer Unfriede . Das mittlere
Inntal z‚hlt heute zu den am dich-
test besiedelten Gegenden Mittel-
europas. Hier wohnt und arbeitet
ein GroÄteil der Tiroler Bev„lkerung,
hier sollten daher auch die Naher-
holungsgebiete liegen . Fƒr den
Menschen ist die Landschaft selbst-
verst‚ndlich Biotop wie fƒr andere
Lebensgemeinschaften, dazu aber
auch Lebensraum fƒr Geist und Ge-
mƒt. Der Schweizer Kulturgeograph
Emil Egli pr‚gte dafƒr den Begriff
'Psychotop', frƒher nannte man es
Heimat. Vorrangiges Ziel fƒr die
n‚chste Zukunft muÄ die Freifl‚-
chensicherung sein . Dann mƒssen
landschaftspflegerische MaÄnah-
men zur Wiederherstellung eines
funktionierenden Naturhaushaltes
einsetzen .

Die neue Einkaufs-
zentren-Regelung (• 16 b
TROG-Novelle) in Tirol

und deren Vollziehung
eine gesellschaftlich

notwendige Ordnungs-
maÄnahme!

Walter GRIMM, Mag ., Abteilung Ic-Landesplanung
Die rasante Entwicklung der letzten Jahre im terti‚ren Sektor hat einen tief-
greifenden Strukturwandel im Handel mit sich gebracht . Infolge der Er-
schlieÄung groÄer Rationalisierungspotentiale setzte ein Konzentrations-
prozeÄ ein, derzu einer drastischen Reduktion des Bestandes an Einzelhan-
delsbetrieben auf der einen und zur Bildung marktm‚chtiger Handelskon-
zerne auf deranderen Seite fƒhrte. Die aktuelle Siedlungsentwicklung (Peri-
pherie-Streusiedlung) verst‚rkte den Trend von der kleinteiligen, woh-
nungsnahen Versorgung zum r‚umlich zentralisierten, groÄbetrieblichen,
individualverkehrsorientierten Vertriebsobjekt . Diese zunehmende Errich-
tung von Fachmarktzentren und Betriebsagglomerationen haben ebenso
wie die Tendenzen, die bisher geltende Einkaufszentren-Regelung zu um-
gehen, eine Neuorientierung der Einkaufszentren-Materie erforderlich ge-
macht .

m 15. Oktober 1990 hat der
Tiroler Landtag mit den Stim-
men aller Parteien daher

eine Novelle des • 16 b TROG be-
schlossen, mit der die Errichtung
oder Vergr„Äerung von Einkaufszen-
tren an versch‚rfte Zul‚ssigkeitsvor-
aussetzungen gebunden wird . Be-
reits seit 1976 gab es eine vergleich-
bare Bestimmung, die allerdings nur
jene Einkaufszentren erfaÄte, die Le-
bensmittel im Sortiment fƒhrten und
bei denen im Falle von mehreren
Betrieben, deren Nutzfl‚che nur
dann zusammengez‚hlt wurde,
wenn sie eine bauliche (ein Geb‚u-
de) und eine betriebsorganisatori-
sche Einheit bildeten. Mit Inkrafttre-
ten der Novelle am 20 .12.1990 wer-
den nun alle Handelsbranchen die-
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ser Regelung unterworfen, sofern
die Verkaufsr‚umlichkeiten eine
nach Einkaufszentren-Typen unter-
schiedlich festgelegte Gr„Äe ƒber-
steigen .
Einkaufszentren jedweder Art dƒrfen
nur mehr auf Grundfl‚chen errich-
tet oder erweitert werden, die im je-
weiligen Fl‚chenwidmungsplan als
'Sonderfl‚che fƒr Einkaufszentren'
ausgewiesen sind . Den Einkaufszen-
tren-Standortgemeinden ist eine
derartige Widmung aber nur dann
m„glich, wenn das Projekt den in
den von der Landesregierung ver-
ordneten 'Allgemeinen Entwick-
lungsprogramm fƒr Einkaufszentren
in Tirol' (AEEZ) festgelegten Kriterien
entspricht bzw . wenn dies ein eige-
nes standortbezogenes Entwick-



lungsprogramm ausdrÄcklich vor-
sieht . Die besondere raumordneri-
sche Problematik der Einkaufszen-
tren erfordert auch spezielle raum-
ordnungsrechtliche Vorkehrungen .
In der • 16 b TROG-Novelle hat sich
nun, der aufgrund der Rechtsspre-
chung des Verfassungsgerichtsho-
fes schon seit lƒngerem praktizierte
umfassende raumordnerische Beur-
teilungma‚stab durchgesetzt . Eini-
ge wesentliche raumordnerische
Zielsetzungen und die daraus abzu-
leitenden Forderungen sind :

1 . Die Funktionsfƒhigkeit des
lƒndlichen Raumes mu‚ erhalten
und gestƒrkt werden . Dementspre-
chend ist ein dezentrales Standort-
muster des Handels anzustreben,
d .h. die einzelnen Orte sind best-
m„glich mit Einrichtungen der Da-

seinsvorsorge auszustatten, wobei
selbstverstƒndlich die Hƒufigkeit
des Bedarfes zu berÄcksichtigen ist .

2. Die Hierarchie zentraler Orte
mu‚ gewahrt werden . Eine m„g-
lichst hochwertige und vollstƒndige
Ausstattung der zentralen Orte un-
terer und auch mittlerer Stufe ist vor-
rangig anzustreben und darf nicht
durch zu starke Angebotskonzen-
trationen in den h„herrangigen
Zentren in Frage gestellt werden .

3. Der Dauersiedlungsraum ist in
Tirol ƒu‚erst knapp, mit dem Ver-
brauch bzw. der Versiegelung des
Bodens mu‚ daher sehr sorgfƒltig
umgegangen werden. Einkaufszen-
tren an Ortsrandlagen oder auf der
'grÄnen Wiese' stehen aufgrund ih-
rer bisher meist nur eingescho‚igen
Anlage und des hohen Stellplatzbe-

Foto : Landesbildstelle Tirol

darfes (pro m2 Verkaufsflƒche wer-
den bis zu 2 m2 Parkplatzflƒche be-
n„tigt) zum Bodenspargebot im kla-
ren Widerspruch und sind daher in
dieser Form nicht mehr tragbar .

4. Die Stadt- und Siedlungskerne
(aber auch Stadtteilzentren) sind in
ihrer Funktion - nƒmlich gut erreich-
barer, rƒumlich konzentrierter Stand-
ort fÄr Versorgungseinrichtungen
der verschiedendsten Art zu sein - zu
bewahren. Eine Entwicklung des Han-
dels, die diese funktionalen Struk-
turen 'umstÄlpt', in dem sie Versorg-
ungsfunktionen in einem immer
stƒrkeren Ma‚e in individualverkehrs-
orientierte Rand- und Insellagen
verlagert, ist daher zu verhindern .
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Ein typisches Einkaufszentrum nach
• 16b TROG (Verbrauchermarkt) an
der Peripherie einer Gemeinde - wie
es kÄnftig nicht mehr sein soll! Ebener-
dige, schlechtgestaltete Architektur -
ohne RÄcksicht auf die umgebende
Landschaft - mit gro‚em Flƒchenbe-
darf fÄr Verkauf und die zum Teil
schlecht genutzten Parkplƒtze. Zu-
dem zerschneidet die Anlage offen-
sichtlich wertvolle Freiland- und Sied-
lungsflƒchen .



5. Das Verkehrsproblem Tirols liegt
nicht nur im Transit, sondern ist zu
einem hohen Teil auch 'hausge-
macht' . Eine Ausl‚sung von zusÄtzli-
chem (vor allem gro•rÄumigen)
Pkw-Individualverkehr fƒr Versor-
gungszwecke ist m‚glichst zu unter-
binden . Waren des tÄglichen Be-
darfes sollen daher soweit wie m‚g-
lich im Bereich der Wohnsiedlungen
in zumutbaren Fu•wegdistanzen
(350 bis max. 500 m) angeboten
werden . Waren, die grundsÄtzlich
geeignet sind, von den Kunden zu
Fu•, mit dem Fahrrad oder mit ‚f-
fentlichen Verkehrsmitteln bef‚rdert
zu werden, sollen vorrangig in ge-
eigneten Innerortslagen angebo-
ten werden, und nur bei jenen Wa-
ren, die nach objektiven Ma•stÄ-
ben "Kfz-abhÄngig' sind, wird sich
primÄr die Frage des fƒr den Indivi-
dualverkehr optimalen Standortes
stellen .

6. Raumordnung hat auch auf
die sozialen Bedƒrfnisse der Bev‚l-
kerung Bedacht zu nehmen . In die-
sem Sinne ist darauf hinzuwirken,
da• die Versorgung sozial schwa-
cher oder immobiler Bev‚lkerungs-
schichten (alte und gebrechliche
Menschen, Kranke, Behinderte, kin-
derreiche und einkommensschwa-
che Familien, usw.) gesichert ist .
Auch dieser Aspekt erfordert eine
m‚glichst wohnungsnahe Basisver-
sorgung mit Gƒtern des tÄglichen
Bedarfes und eine m‚glichst gute
Erreichbarkeit weiterer EinkaufsstÄt-
ten mit ‚ffentlichen Verkehrsmitteln .
Die Liste der ma•geblichen raum-
ordnerischen Zielsetzungen fƒr die
Weiterentwicklung des Handels ist
damit gewi• nicht vollstÄndig . Zur
Berƒcksichtigung der Aspekte braucht
es aber eine klare Rahmensetzung .
Eine verantwortungsbewu•te (nicht
auf die gewaltsame Zementierung
leistungsschwacher Strukturen aus-
gerichtete) Handhabung der neu-
en Einkaufszentren-Regelung des Ti-
roler Raumordnungsgesetzes stellt
in diesem Sinne einen wesentlichen,
unverzichtbaren Ansatzpunkt fƒr
eine raumvertrÄgliche Entwicklung
des Handels dar .
Wesentliche Inhalte der neuen „ 16 b
TROG-Regelung :
Beim Einkaufszentren-Begriff im Sin-

1 . Ausma• der KundenflÄche :

Wohnbev‚lkerung nach der letzten VolkszÄhlung

bis zu 5000 Einwohner	
von 5001 bis 10 .000 Einwohner	
ƒber 10.000 Einwohner, ausgenommen die
Stadt Innsbruck	
Stadt Innsbruck	

2. Betriebstypen :
I Einkaufszentren, in denen ausschlie•lich Le-

bensmittel oder ƒberwiegend Lebensmittel
und in geringerem Ausma• auch andere Wa-
ren zur tÄglichen Versorgung der Bev‚lke-
rung gr‚•tenteils in Packungs- oder Gebinde-
grƒ•en angeboten werden, die vom Kunden
ohne Verwendung eines Kraftfahrzeuges ab-
transportiert werden k‚nnen

II Einkaufszentren, in denen gr‚•tenteils Waren
mit Ausnahme von Lebensmitteln angeboten
werden, die nach ihrer Beschaffenheit bzw .
nach den Packungs- oder Gebindegr‚•en vom
Kunden ohne Verwendung eines Kraftfahr-
zeuges abtransportiert werden k‚nnen

III Einkaufszentren, in denen gr‚•tenteils Wa-
ren einschlie•lich Lebensmittel angeboten
werden, die nach ihrer Beschaffenheit bzw.
nach den Packungs- oder Gebindegr‚•en
vom Kunden ohne Verwendung eines Kraft-
fahrzeuges abtransportiert werden k‚nnen

ne des Gesetzes handelt es sich um
eine Legaldefinition, die nicht in
Konkurrenz zu Begriffen des allge-
meinen Sprachgebrauchs oder be-
triebswirtschaftlichen Definitionen
treten soll . Bestimmend fƒr die Ein-
kaufszentren-Eigenschaft ist zu-
nÄchst das Anbieten von Waren
oder von Waren und Dienstleistun-
gen . Der in der Praxis immer wieder
Auslegungs- und Abgrenzungspro-
bleme bereitende Begriff der 'Ver-
kaufsflÄche' wurde durch die Legal-
definition der 'KundenflÄche' er-
setzt. Das Ausma• der fƒr das Vorlie-
gen eines Einkaufszentrums ma•ge-
benden KundenflÄche (Schwellen-
wert) wird in AbhÄngigkeit von der
Einwohnerzahl der Standortge-
meinde und nach raumordnungs-
fachlich relevanten Betriebstypen
verschieden festgelegt (siehe …ber-
sicht) .
Fƒr die Qualifikation eines Betriebes
als Einkaufszentrum ist das Anbieten
von Lebensmitteln nun nicht mehr
ausschlaggebend . Ein Einkaufszen-
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I

500
500

800
1000

Betriebst

500
800

1000
1500

yP

i v, V

1000
1500

1500
2000

Anlage zu „ 16b

VI

2000
3000

3000
3000

IV Einkaufszentren, in denen Waren eines art-
verwandten Fachsortimentes angeboten wer-
den, die in einem mehr als geringfƒgigen Aus-
ma• nach ihrer Beschaffenheit bzw. nach den
Packungs- oder Gebindegr‚•en vom Kunden
nur unter Verwendung eines Kraftfahrzeuges
abtransportiert werden k‚nnen

V Einkaufszentren, in denen Waren eines ge-
mischten Sortimentes artverschiedener Wa-
ren angeboten werden, die in einem mehr als
geringfƒgigen Ausma• nach ihrer Beschaffen-
heit bzw. nach den Packungs- oder Gebinde-
gr‚•en vom Kunden nur unter Verwendung
eines Kraftfahrzeuges abtransportiert werden
k‚nnen

VI Einkaufszentren, in denen au•er M‚beln und
ergÄnzend dazu Raumausstattungsartikeln
oder Kraftfahrzeugen und ergÄnzend dazu
Kraftfahrzeugzubeh‚r h‚chstens in geringfƒ-
gigem Ausma• andere Waren angeboten wer-
den .

Das Anbieten von Dienstleistungen ist bei der Zuordnung von Einkaufszentren zu einem bestimmten
Betriebstyp nicht zu berƒcksichtigen.

trum liegt bereits dann vor, wenn
Waren jedweder Art, allenfalls zu-
sammen mit Dienstleistungen an-
geboten werden und das jeweilige
obgenannte KundenflÄchenaus-
ma• ƒberschritten wird .
Die Voraussetzungen, unter denen
die KundenflÄchen mehrerer Ge-
bÄude bzw. mehrerer Betriebe zu-
sammenzuzÄhlen sind, d .h. ein Ein-
kaufszentrum bilden, ist dann gege-
ben, wenn sie in einem rÄumlichen
NaheverhÄltnis stehen und eine
funktionale Einheit bilden (z .B . ge-
meinsame

	

Verkehrserschlie•ung,
zusammenhÄngendes Betriebsge-
lÄnde etc.); die KundenflÄchen
mehrerer Betriebe sind dann zu-
sammenzuzÄhlen, wenn sie eine
betriebsorganisatorische Einheit bil-
den . Die Definition der KundenflÄ-
che beinhaltet alle in irgend einer
Weise fƒr Kunden bestimmten Ge-
bÄudeflÄchen .
Fƒr Einkaufszentren im Sinne des
Abs. 1 „ 16 b kann im jeweiligen Ent-
wicklungsprogramm zukƒnftig auch



die hƒchstzul„ssige Gesamtnutzfl„-
che festgelegt werden . Zur Gesamt-
nutzfl„che z„hlen neben den Kun-
denfl„chen vor allem die Fl„chen
von Lagern, B‚ros, Personal- und Sa-
nit„rr„umen sowie von R„umen f‚r
die Haustechnik u .„ . Es werden le-
diglich jene Fl„chen ausgenom-
men, in deren ausreichender Di-
mensionierung ein unmittelbares
raumordnerisches Interesse besteht
(z.B. Tiefgaragen, Schutzr„ume,
u .„ .) .
Eine Baubewilligung f‚r die Errich-
tung oder f‚r die Vergrƒ…erung
eines Einkaufszentrums bzw. f‚r die
Ver„nderung bestehender Geb„u-
de oder Geb„udeteile, die ein Ein-
kaufszentrum bilden, kann in Zu-
kunft nur dann erteilt werden, wenn
die benƒtigte Grundfl„che als 'Son-
derfl„che f‚r Einkaufszentren' ge-
widmet ist. In dem der Widmung
vorausgehenden Entwicklungspro-
gramm werden u.a. Festlegungen
‚ber die Anordnung und die Ge-
staltung der Abstellmƒglichkeiten
f‚r die Einkaufszentren-relevanten
Kraftfahrzeuge vorgenommen . Auch
f‚r die Abstellmƒglichkeiten dieser
Kraftfahrzeuge der Kunden, Be-
sch„ftigten und Lieferanten ist die
Widmung 'Sonderfl„che f‚r Ein-
kaufszentren' erforderlich .
Das allgemeine Entwicklungspro-
gramm, dessen Erlassung zwingend
vorgeschrieben ist, wurde bereits in
Angriff genommen; mit der Verord-
nung der Landesregierung hiezu ist
fr‚hestens im Herbst 1991 zu rech-
nen . Im AEEZ werden die Gemein-
den bzw. Gemeindeteile taxativ
aufgez„hlt, die grunds„tzlich als zu-
k‚nftige Standorte f‚r Einkaufszen-
tren der Betriebstypen 1 bis IV und VI
in Frage kommen . Ausschlagge-
bend hief‚r ist die Zentralit„tsstufe,
die Grƒ…e der Gemeinde und deren
Einzugsbereich (unter Beachtung
des Tourismus) . Die darin angef‚hr-
ten Gemeinden kƒnnen sodann im
eigenen Wirkungsbereich Sonder-
fl„chenwidmungen f‚r Einkaufszen-
tren bis zu den angef‚hrten Ober-
grenzen der Kunden bzw. Gesamt-
nutzfl„che vornehmen . Als Voraus-
setzung f‚r die Sonderfl„chenwid-
mung werden die Gemeinden an-
gehalten, die Projekte im Hinblick

allgemeines Einkaufszentren-Entwick-

lungsprogramm (AEEZ)
(prospektiv)

Ziele

† grunds„tzlich geeignete Standort-
gemeinden und Widmungsgrƒ…en-
obergrenzen

† generelle Zul„ssigerkl„rung von SF f .
EKZ, die bestimmten qualitativen
Kriterien entsprechen

†

	

erg„nzende Empfehlungen f‚r die
Gemeinden

† Einr„umung der Mƒglichkeit, in be-
sonderen F„llen weitere SF f. EKZ in
standortbezogenen Entwicklungs-
programmen vorzusehen

Kunftige Vollziehung des • 6 B TROG

auf die im AEEZ angef‚hrten Krite-
rien strengstens zu pr‚fen bzw . Fest-
legungen im Widmungsakt entspre-
chend den Verpflichtungen des AE-
EZ zu treffen .
Das AEEZ wird voraussichtlich fol-
gende Standortzuweisungen ent-
halten :
† Sonderfl„chen f‚r Einkaufszen-
tren des Betriebstypes 1 bis III d‚rfen
ausschlie…lich in einer kartogra-
phisch abgegrenzten Kernzone
(geschlossene Gesch„ftsgebiete in
Stadt- oder Ortszentren) liegen,
† Sonderfl„chen f‚r Einkaufszen-
tren des Betriebstypes IV und VI d‚r-
fen ausschlie…lich im Gewerbe- und
Industriegebiet liegen . Damit soll vor
allem die Erhaltung bzw . Wiederbe-
lebung von innerƒrtlichen Berei-

• 16 b TROG
(Novelle

idmung clurnh

ind-

n- irr_1er,

Äberpr‚fung der Einhaltung der
Widmungskriterien im

FWP-Genehmigungsverfahren

standortbezogene

	

Einkaufszentren-

Entwicklungsprogramme
(im Anla…fall)

† nicht alle raumordnerische mƒgli-
chen EKZ-Standorte kƒnnen im AEEZ
im vornhinein erfa…t werden

† angestrebten EKZ-Standorten, die
bestimmte Kirterien des AEEZ nicht
erf‚llen oder Projekten, die Grƒ…en-
Obergrenzen ‚berschreiten, wird die
Mƒglichkeit einer Detail‚berpr‚-
fung in standortbezogenen Ent-
wicklungsprogrammen einger„umt

chen, d .h. von Stadt- und Siedlungs-
kernen in ihrer Funktion erreicht wer-
den .
Ein weiteres wesentliches qualitati-
ves Kriterium ist z .B., da… 4 beim An-
gebot von Lebensmitteln (Betrieb-
stypen 1 bzw. III) die Abstimmung der
Kundenfl„che f‚r Lebensmittel auf
den fu…l„ufigen Einzugsbereich er-
forderlich ist .
Die Erlassung standortbezogener
Entwicklungsprogramme wird erfor-
derlich, wenn
† es sich um eine Gemeinde han-
delt, die im AEEZ nicht als potentiel-
ler Einkaufszentren-Standort ge-
nannt ist;
† die im AEEZ angef‚hrten Ober-
grenzen der Kunden- bzw . Gesamt-
nutzl„che, bzw . der Fl„che, auf der



Lebensmittel angeboten werden
dÄrfen, durch das Projekt Äberschrit-
ten werden ;
•

	

die Kriterien bzw . Verpflichtungen,
die im AEEZ angefÄhrt sind, nicht er-
fÄllt werden oder erfÄllbar sind .
In jedem Fall ist aber ein standort-
bezogenes Entwicklungsprogramm
fÄr Einkaufszentren des Betriebstyps
V aufgrund deren besonderer
raumordnerischen Problematik er-
forderlich .

Unbeschadet der Ziele der Äber‚rtli-
chen Raumordnung nach ƒ 1 TROG
wird in den Entwicklungsprogram-
men vor allem auf die eingangs er-
w„hnten Ziele Bedacht zu nehmen
sein . Sofern die Umwidmung von
Freiland in Sonderfl„chen fÄr Ein-
kaufszentren zu beurteilen ist, wird

den Kriterien "sparsamer Umgang
mit Grund und Boden" und "Erhal-
tung und Gestaltung der Freiland-
funktionen" besonderer Stellenwert
einzur„umen sein .

Die vorliegende Novelle fÄhrt dazu,
da… etliche Betriebe, denen bislang
die Einkaufszentren-Eigenschaft
nicht zugekommen ist, nun zu Ein-
kaufszentren werden . Um geringfÄ-
gige Erweiterungen von deren Ge-
b„uden bzw. Geb„udeteilen nicht
wesentlich einzuschr„nken, wurde
eine Bagatellregelung sowie †ber-
gangsbestimmungen geschaffen .
Einkaufszentren, die bisher bereits
als Einkaufszentren nach ƒ 16 b alt
anzusehen waren, sind aber bei je-
der Erweiterung dem neuen ƒ 16 b
TROG zu unterwerfen .

Behandlung nach uI 1

chem Widmungs- k
Bauverfahren
.ein ƒ 16b -Fait)

Vidr ingsverfahren auf -
a . Aligem . FP (texti Frlaul

i zurr NJ

`rir EKZ-Betriebstyp 1 - 1
anhand Kriterien de ~
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Die Vollziehung der neuen ƒ 16 b
TROG Novelle wird wie erw„hnt auf
zwei "Schienen" erfolgen (siehe
nachstehende Darstellung) . Im all-
gemeinen Einkaufszentren-Entwick-
lungsprogramm mit landesweiter
Geltung werden fÄr bestimmte Ein-
kaufszentren-Typen die zul„ssigen
Standortgemeinden, die Standort-
bereiche, die Gr‚…enobergrenzen
und die qualitativen Kriterien fÄr
den konkreten Standort festgelegt .
Einkaufszentren-Projekte, die dem
"Allgemeinen Entwicklungspro-
gramm" nicht entsprechen, werden
in einem standortbezogenen Ent-
wicklungsprogramm zu beurteilen
sein, welches der Landesregierung
die M‚glichkeit einer detaillierten
†berprÄfung und sehr konkreter
Festlegungen im Einzelfall bietet .

Die m‚glichen Vorgangsweisen bei
Einkaufszentren-Projekten zeigt die
folgende †bersicht .

rur an das Amt derTiroierLandesregie •
suchen um Ausarbeitung eines stand-

jenen FP



Grenzen des Tourismus DerTourismus hat
aber-auchSchatten-
seitenFranz SINT, Dr., stellvertretender Vorstand der Abteilung Ic-Landesplanung

Gro•e gesamtwirt-
schaftliche Bedeut-
ung des Tourismus
Der Tourismus ist einer der Hauptwirt-
schaftszweige des Landes . mehr als
ein Drittel der Tiroler Bruttowert-
schÄpfung ist auf ihn zur‚ckzuf‚h-
ren . Der Anteil der Berufstƒtigen im
Beherbergungs- und Gaststƒtten-
wesen, der nach der Volkszƒhlung
1981 nur 11 % betrug, wird der Be-
deutung des Tourismus nicht annƒ-
hernd gerecht . Bei diesen Berufstƒti-
gen ist nur die WohnbevÄlkerung er-
fa•t, nicht aber die gro•e Zahl der
nicht heimischen Arbeitskrƒfte . Wei-
ters werden nicht nur in gewerbli-
chen Betrieben, sondern auch in Pri-
vathƒusern Betten vermietet . Auf die
Privatzimmer und die privaten Fe-
rienwohnungen entfƒllt mehr als ein
Drittel des gesamten Tiroler Betten-
bestandes. Dar‚berhinaus leben
die Seilbahnen und Schischulen
praktisch ausschlie•lich und viele
andere - Banken, Handelsgeschƒf-
te, Taxis, Tankstellen usw. - zu einem

wesentlichen Teil vom Tourismus .
Ohne den Tourismus wƒren - denkt
man an die Steuereinnahmen und
die Aufgaben der Äffentlichen Hand
- alle Tiroler ƒrmer und nicht nur
die, die direkt von ihm leben .

Besondere regional-
politische Bedeutung
des Tourismus
Neben dem absoluten Anteil an der
WertschÄpfung hat der Tourismus
auch noch eine ganz besondere re-
gionalpolitische Bedeutung . Er fin-
det gerade in den abgelegenen ex-
tremen Berggebieten oft g‚nstige
Voraussetzungen, dort, wo die
Standortbedingungen f‚r die Land-
wirtschaft und dem produzierenden
Sektor ƒu•erst ung‚nstig sind . In die-
sen Gebieten sind nach wie vor kei-
ne wirtschaftlichen Alternativen
zum Tourismus in Sicht . Ohne Touris-
mus wƒren sie akute Problemgebie-
te mit einem hohen Anteil an Fern-
pendlern und einer Tendenz zur Ent-
siedlung .
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Wirtschaftlich ist der Tourismus von
gro•er Bedeutung, er hat aber auch
seine Schattenseiten. Der von den
Tagesgƒsten und Dauerurlaubern
verursachte Verkehr f‚hrt immer Äf-
ters zu Stauungen und innerÄrtli-
chen Verkehrsproblemen, er verur-
sacht Lƒrm und belastet Tirol mit
Schadstoffemissionen . Die beson-
ders in den Tourismuszentren - starke
Verbauung beeintrƒchtigt das
Landschaftsbild, sie verknappt und
verteuert das ohnedies in geringem
Ausma• vorhandene Bauland f‚r
die Einheimischen, sie entzieht der
Landwirtschaft oft die besten Acker
und Wiesen und kann - durch das
Herannahen der roten Zonen - zu
einer ErhÄhung der Lawinen- und
Wildbachgefahr beitragen . Die Er-
schlie•ungen mit Seilbahnen und
Pisten beanspruchen betrƒchtliche
Flƒchen, die ansonsten unber‚hrt
geblieben wƒren . Sie waren teilwei-
se mit Natureingriffen und Beein-
trƒchtigungen des Landschaftsbil-
des verbunden . Der Tourismus kann
weiters zur StÄrungen der Dorfge-
meinschaft und zum Mi•brauch von
Brauchtum f‚hren . Das Interesse der



Einheimischen an einem touristi-
schen Beruf ist zur•ckgegangen, da
die Arbeitszeitverteilung und die Ar-
beitsbedingungen im Gastgewerbe
wenig attraktiv sind, Viele Unterneh-
merfamilien sind physisch und psy-
chisch •berlastet . Dadurch hat sich
das Interesse der nachfolgenden
Generation an der Betriebs•ber-
nahme gemindert. Diese Schatten-
seiten des Tourismus haben in brei-
ten BevÄlkerungskreisen zuneh-
mend zu einer kritischeren Einstel-
lung zum Tourismus gef•hrt .
Im Wissen um diese Probleme und
angesichts der 30 vorliegenden An-
tr‚ge auf Konzessionserteilungen f•r
Seilbahnen verk•ndeten im Som-
mer 1989 die Landesr‚te Weingart-
ner und Eberle im Einvernehmen mit
dem Herrn Landeshauptmann die
sogenannte 'Nachdenkpause', eine
Pause zum Nachdenken und nicht
eine Pause vom Nachdenken . W‚h-
rend der n‚chsten drei Jahre wolle
das Land, insofern es seine be-
schr‚nkte rechtliche Zust‚ndigkeit
betrifft, bei der Genehmigung von
Seilbahnen sehr zur•ckhaltend sein
und die mit den Erschlieƒungen ver-
bundenen wirtschaftlichen, Äkologi-
schen und gesellschaftlichen Fra-
gen gr•ndlich untersuchen .

Einrichtung der
Arbeitsgruppe
Tourismusgrenzen
Zur Untersuchung der verschiede-
nen Probleme wurde die Arbeits-
gruppe 'Tourismusgrenzen' einge-
setzt, in der unabh‚ngige Wissen-
schaftler, Fachleute des Tourismus,
der Seilbahnwirtschaft und des Al-
penvereines sowie Beamte zusam-
menarbeiten . Sehr bald stellte sich
heraus, daƒ eine Beschr‚nkung auf
die Seilbahnerschlieƒungen nicht
mÄglich ist, sondern der gesamte
Wintertourismus betrachtet werden
muƒ .
Von der Arbeitsgruppe wurde eine
umfangreiche Befragungsaktion
der Gemeinderatsmitglieder und
Seilbahnunternehmen durchge-
f•hrt .

In die anonyme Befragungsaktion
der Gemeinderatsmitglieder wur-
den 237 von den 278 Tiroler Gemein-
den einbezogen Insgesamt wurden
an 2.686 Gemeinderatsmitglieder
F-ragebÄgen ausgesandt. Davon
haben 1 .421, das sind 53 %, geant-
wertet
Die Befragungsaktion der Seilbahn-
unternehmen betraf alle Tiroler Un-
ternehmen mit Hauptseilbahnen .
Die Unternehmen, die den urrfang-
reichen Fragebogen zur•ckgesandt
haben, verf•gen •ber 77 % der ge-
samten Tiroler Seilbahntransportka-
pazit‚t .

Zwischenbericht der
Arbeitsgruppe
Tourismusgrenzen
Im Februar 1991, also genau einein-
halb Jahre nach Verk•ndung der
Nachdenkpause, wurde von der Ar-
beitsgruppe eine Zwischenbericht
vorgelegt . Nach diesem
„ wird seitens der Nachfrage mit
Steigerungen gerechnet, insbeson
dere beim Tagesausflugsverkehr,
„

	

die Belastungen der Umwelt und
Gesellschaft sowie die Engp‚sse am
Arbeitsmarkt setzen jedoch einem
weiteren Wachstum Grenzen .
Mit Hilfe einer Faktorenanalyse aus 8
Indikatoren wurden die vom Touris-

i

mus s1- c.rrk b=-lasteten Gebiete ermit-
telt. Da die ne!as+ungen durch den
Tourismus einerseits den , :ae,m und
andererseits die Bev,9Ikerung betref-
fen, wurden die Indikatoren teilweise
a!.af die Fl‚che und teilweise auf die
Einwohnerzorn! bezogen .
n diesem Zw!schenbericht wird :nie
Absicht kundgetan, •r die Touris-
musintensivgebi-ete auf regionaler
Ebene Obergrenzen f•r die netter;
zahl sowie k,(pazit‚ts- und r‚umli-
che Grenzen f•r die Schigebiete
festzulegen

Angebot an die Seil-
bahnwirtschaft f•r ein
"Gentlemen agreement"
n der Pressekonferenz vorn 13
M‚rz 1991 mochte Landesrat
Weingartner namens des Landes
Tirol der Sellbahnwlrtschaft ein An -
gebot f•r ein Ubereinkornm .en, in
den n‚chsten f•nf Jahren bei der
Beurteilung von Seilbahi ,~investitio-
nen von bestimmten Gr r ds‚tzen
auszugehen .
Die Inanspruchnahme neuer Land-
schaftsteile f•r Schierschlieƒungen
soll auf ein Minimum reduziert, die
Belastung durch den Verkehr zu den
Schigebieten geser -,'ki werden . Im
Detail sind die Grunds‚tze noch
auszuforrrmulieren .



Tiroler Raumordnungs-
Informationssystem (TIRIS)

im Aufbau
Manfred

G rundlage einer besseren Zu-
sammenarbeit ist vor allem
eine rasche und ƒbersicht-

liche Erfassung, Evidenthaltung,
…berlagerung und Weitergabe aller
wichtigen Sachverhalte, die den
Raum und seine Nutzung beschrei-
ben . Als ein wichtiges Instrument zur
Bew•ltigung dieser Koordinations-
aufgabe ist der Aufbau des Tiroler
Raumordnung Informationssyste-
mes im Rahmen der Landesverwal-
tung anzusehen .

Tr•ger von TIRIS sind die jeweils zu-
st•ndigen Dienststellen, die ƒber
das Fachknow-how und die detail-
lierten, fachorientierten Informatio-
nen verfƒgen, und die TIRIS-Zentrale
bei der Abt . Ic/Landesplanung . Die-
se hat die mit dem Systemaufbau
verbundene groÄe organisatori-
sche, inhaltliche und technische
Herausforderung in Zusammenar-
beit mit den betroffenen Dienststel-
len zu bearbeiten und die Voraus-
setzungen fƒr die dezentrale Nut-
zung des Systemes bei den Fachab-
teilungen zu schaffen .

In den kommenden zwei Jahren
werden in einer ersten Ausbaustufe
wesentliche Verwaltungsinhalte aus
den Bereichen Naturgefahren, Na-
turraumplanung, Siedlungs- und
Nutzungsstruktur, land- und forst-
wirtschaftliche Raumordnung, Infra-

RIEDL, Dipl .-Ing ., Abteilung Ic-Landesplanung

Bodensparen - Ausbaustop - Transitbelastung; hinter diesen
und •hnlichen sensiblen Schlagw„rtern verstecken sich kom-
plexe Problemstellungen mit vielf•ltigen Verflechtungen zwi-
schen unserem Lebensraum und dessen Nutzung durch die Ge-
sellschaft. Auch die Verwaltung ist trotz ihrer aus rechtshistori-
schen Grƒnden sektoral veranlagten Organisationsform auf-
gerufen, durch koordiniertes Vorgehen verst•rkt zur Minderung
und Hintanhaltung derartiger Belastungen beizutragen .

strukturplanung, Wasserwirtschaft Planungsidee :
sowie Fremdenverkehrs-Infrastruktur
hinsichtlich ihres Fl•chenbezuges
(im KartenmaÄstab 1 :20.000) samt
erg•nzenden Informationen in einem
EDV-System erfaÄt . Parallel dazu be-
ginnen die Vorarbeiten zur digitalen
Erfassung von wichtigen Verwaltungs-
inhalten im PlanmaÄstab 1 :5.000 in
einer zweiten Ausbaustufe .
Mit Hilfe moderner EDV-Technologie
wird TIRIS innerhalb der Landesver-
waltung einen raschen Zugriff auf
diese Daten verbunden mit infor-
mativer Datenausgabe erlauben
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(Informationsfunktion) . Die einge-
speicherten Sachverhalte und Pla-
nungsvorhaben sind beliebig ƒber-
lagerbar - daraus lassen sich Nut-
zungskonflikte absehen, die zur Be-
nachrichtigung der zust•ndigen
Dienststellen

	

fƒhren

	

(Koordinie-
rungsfunktion) . Darƒber hinaus k„n-
nen die zentral gespeicherten Basis-
daten mit Detaildaten aus den ein-
zelnen Dienststellen verbunden und
zur L„sung von fachƒbergreifenden
Problemstellungen im Projektstil bei-
tragen (Analysefunktion) .
Betrachten wir den prinzipiellen Ablauf
eines Planungsvorhabens, so lassen
sich die M„glichkeiten von TIRIS als
Planungsinstrument absehen :

Phase 1
Die zust•ndige Dienststelle vermag
sich kurzfristig umfassende Informa-
tionen ƒber das Planungsgebiet
einzuholen, ein Vorgang der bisher
nur durch zahlreiche Kontakte zu
den berƒhrten Dienststellen mit Bei-
stellung von unterschiedlichsten,
sektoral orientierten Planungsunter-
lagen verbunden war. TIRIS kann
auch - neben den bisher ƒblichen
Einleitungen von Verfahren - durch
die gesamthafte und ƒberlagerte
Darstellung der Nutzungsansprƒche



an den Raum auf gegebenen
Handlungsbedarf hinweisen .

Phase 2
Planung :
Aufbauend auf diese konkreten In-
formationen kann bereits in dieser
Arbeitsphase der eigene, fachlich
orientierte Planungsinhalt auf die
gegebene Situation abgestimmt
werden. Die Abkl•rung von sich ab-
zeichnenden Planungskonflikten
kann in Zusammenarbeit mit ande-
ren Dienststellen durchgefÄhrt wer-
den, es wird auch die M‚glichkeit
zur projektorientierten, fachÄber-
greifenden Planungsoptimierung
mit Hilfe der vorhandenen EDV-
Technik geboten .
Der Planungsinhalt wird anschlie-
ƒend in das Informationssystem auf-
genommen, wodurch alle berÄhr-
ten Dienststellen Äber diesen Sach-
verhalt informiert werden .

Phase 3
Planungsumsetzung :
Durch die vielfach gegebene Ein-
bettung der Planungsvorhaben in
rechtlich normierte Verfahren betei-
ligen sich zumeist eine Vielzahl von
Dienststellen aber auch die betrof-
fene Bev‚lkerung an dieser Pla-
nungsphase. Alle Beteiligten k‚n-
nen sich vorab einen „berblick Äber
das Planungsvorhaben verschaffen ;
die …ffentlichkeit kann durch Äber-
sichtliche und fachÄbergreifende
Darstellungen besser Äber den Pla-
nungsinhalt informiert werden .
Das in Rechtskram erwachsene Pla-
nungsvorhaben verbleibt als Inhalt
im Informationssystem und kann
wiederum mit weiteren Planungs-
vorhaben abgestimmt werden .
In Zukunft werden an dieser Stelle
des ‚fteren Ergebnisse unserer Ar-
beiten mit TIRIS vorgestellt werden .
Wir hoffen, daƒ mit informativer Be-
schreibung aktueller Problemstel-
lungen und deren L‚sungsans•tze
die gemeinsame Verantwortung zur
Pflege und sorgsamen Nutzung un-
seres Lebensraumes gest•rkt wird .

an die Gemeinden sowie an die
von einer solchen Planung berÄhr
ten Dienststellen des Landes unc
Kammern zur Vorbegutachtung
ausgesandt. Damit kann die ent-
scheidende Runde der Diskussion,
um dieses Entwicklungsprogramm
und den damit eng verbundenen
Nationalpark Hohe Tauern begon-
nen werden, aus der dann die ver-
ordnungsreife Endfassung des Ent-
wicklungsprogrammes entstehen
kann .
Gem•ƒ der Landtagsentschlie-
ƒung vom 5 . Juli 1989 sollen Ent-
wicklungsprogramm und Natio-
nalparkgesetz Hand in Hand erar-
beitet werden, um 20 Jahre nach
der L•ndervereinbarung von Heili-
genblut die im Oktober 1971 ein-
gegangene Verpflichtung, zu-
sammen mit den Bundesl•ndern
K•rnten und Salzburg einen Na-
tionalpark in den Hohen Tauern zu
schaffen, einl‚sen zu k‚nnen, Da-
bei war die Schaffung des Natio-
nalparks stets eingebunden in die

stand und Planungen) begonnen . Raumordnung zu sehen, wie be-
Ziel der Studie ist die interdiszipli-
n•re Erarbeitung von Entschei-
dungsgrundlagen fÄr Maƒnah-
men der Naturraumplanung, der
Gew•sserbewirtschaftung, der
Elektrizit•tswirtschaft sowie der
Siedlungswasserwirtschaft

	

und
des Straƒenbaues :
Die Grundlagenphase dieses Pro-
jektes steht unter FederfÄhrung
des Amtes der Tiroler Landesregie-
rung, Abt. Vic, Fluƒwasserbau (HR
Dl Walter BUBIK) und wird in inhalt-
lichen Belangen von Landschafts-
architekt Ottomar LANG, Uster-CH,
koordiniert .

Kurs

meldungen

Regionalstudie
Lechtal
Die Studie, die sich fachÄbergrei-
fend mit der besonderen natur-
und kulturr•umlichen Gegeben-
heit des Auƒerferner Lechtales be-
sch•ftigt, hat mit der Erfassung
d Grundlagenmaterials (Ist-Zu-

.8gramm frdi

Hohe Tauern

I
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reits der Beschluƒ der Tiroler Lan-
desregierung vom 20 . Juli 1971
festlegte, der Voraussetzung fÄr
die Unterzeichnung der L•nder-
vereinbarung war .
Wenn die Ergebnisse der derzeit
laufenden umfassenden Diskus-
sionsrunde vorliegen, wird an die-
ser Stelle ausfÄhrlich Äber das Ent-
wicklungsprogramm und seine
Maƒnahmenvorschl•ge berichtet
werden .

Job-Trend-
Barometer

Entwicklungspro

	

Zum Thema Arbeitsmarkt und Be-
rufsperspektiven-in Tirol fÄhrt das
Sachgebiet Statistik gemeinsam mit

Nationalparkregion dem Institut fÄr Wirtschaftsp•dago-
gik und Personalwirtschaft (Vorstand
Univ.-Prof. Dr, Stephan Laske) eine
wissenschaftliche Untersuchung
durch. Dabei werden die Themen-

Mitte Februar dieses Jahres wurde bereiche Personalbeschaffung, Aus-
der zweite Diskussionsentwurf fÄr und Weiterbildung, Personalfreistel-
ein Entwicklungsprogramm fÄr die Jung und die vieldiskutierte Fach-
Nationalparkregion Hohe Tauern kr•fteproblematik auch in ihren



regionalen Dimensionen nƒher be-
leuchtet . Erste Ergebnisse wurden
am 13. Mƒrz 1991 in der Untergruppe
'Generelle Bestandsaufnahme' des
Tiroler Raumordnungsbeirates disku-
tiert und sollen in der Folge einem
breiteren Adressatenkreis vorgestellt
werden .

Seilbahn- und
Liftstatistik 1990
‚ber den aktuellen Bestand an Seil-
bahnen und Liften in Tirol gibt eine
neue, vom Amt der Tiroler Landesre-
gierung herausgebene Publikation
Auskunft, die die wichtigsten techni-
schen Daten jeder einzelnen Auf-
stiegshilfe, nach Schigebieten ge-
gliedert, enthƒlt . Die Brosch•re kann
bei der Abteilung Ic/Landespla-
nung bezogen werden .

Regionalbahn-
konzept
Zur Forcierung des „ffentlichen Ver-
kehrs sind hinter den Kulissen groÄe
Bem•hungen im Gange . Eine Ar-
beitsgruppe 'Eisenbahnprojekte'
beschƒftigt sich mit der Brennertun-
nel-Machbarkeitsstudie, mit dem
zweigleisigen Ausbau der OBB im
Oberinntal ab †tztal; diese Strecke
soll auch f•r Zwecke des „ffentli-
chen Personennahverkehrs adap-
tiert werden .
Hinter den Kulission wird auch in
diesbez•glichen Arbeitsgruppen
versucht, Verbesserungen bei der
Zusammenarbeit der einzelnen Ver-
kehrstrƒger im GroÄraum Innsbruck,
insbesondere auch bei der Tarifge-
staltung zu erreichen und die Sinn-
haftigkeit von einem Ausbau bzw .
Neubau von Regionalbahnen in
diesem Raum zu untersuchen .

Neufestlegung land-
wirtschaftlicher
Vorrangflƒchen am

Mieminger Plateau,
in Reutte und Um-
gebung und im
Zillertal
Die Entwicklungsprogramme f•r die
Kleinregionen 4, 49, 54 und 55 treten
Ende Juli heurigen Jahres auÄer Der nunmehr vorliegende f•nfte
Kraft. Im Interesse der Erhaltung Entwurf des '‚bereinkommens
hochwertiger landwirtschaftlicher zum Schutz der Alpen' (Alpenkon-
Nutzflƒchen werden die bisher in vention) wurde einer Begutach-
den Regionalen Entwicklungspro- tung durch das Land unterzogen .
grammen ausgewiesenen landwirt- Dabei wurde vor allem bemƒn-
schaftlichen Vorrangflƒchen neu er- gelt, daÄ die Interessen der in den
lassen. Die Entw•rfe entsprechen- Alpen lebenden Bev„lkerung zu
der Verordnungen nach … 4 des Tiro- wenig ber•cksichtigt sind und
ler Raumordnungsgesetzes werden dementsprechend im Text der
den ber•hrten Gemeinden und Konvention ihren Niederschlag fin-
den Kammern zur Stellungnahme den m•ssen . Die Alpen sind Le-
•bermittelt, Ebenso steht den bens- und Wirtschaftsraum der in
Grundeigent•mern ein Stellung- ihnen lebenden Bev„lkerung (in
nahmerecht zu . Die Entw•rfe wer den gesamten Alpen, die in ihrem
den dazu in den Gemeinde„mtern vollen Umfang vom Wienerwald
zur „ffentlichen Einsichtnahme auf bis Nizza und von Laibach bis

Genf von dieser Konvention erfaÄt
werden, leben etwa 12 - 14 Millio-
nen Menschen!) und m•ssen dies
auch bleiben; deshalb muÄ die
Konvention auch die Interessen
dieser Menschen in angemesse-
ner Weise neben den Interessen
der Vertragsparteien (das sind die
Staaten, die Anteil an den Alpen
haben und die EG) ber•cksichti-
gen. Diese Forderung ist auch im
Tiroler Memorandum an die †ster-
reichische Bundesregierung vom
5. Februar 1991 enthalten .

gelegt .

Verkehrs
ErschlieÄungs-
Sonderprogramm
F•r vordringliche Bauvorhaben a
dem Verkehrssektor in Tirol wurden
Verkehrs-ErschlieÄungs-Sonderpro-
gramme erstellt :
So sieht das Programm IV f•r den
Zeitraum 1991 - 95 Mittel im Umfang
von S 540 Mio. im LandesstraÄenbe-
reich vor; der G•terwegeausbau im
Zeitraum 1992 - 96 ist ebenfalls mit
540 Mio.S (davon 350 Mio,S Landes-
mittel) dotiert .

Transitstudie
Die Transitstudie des Landes Tirol
soll Mitte 1991 fertiggestellt sein
und soll im Herbst 1991 dem Land-
tag zur BeschluÄfassung vorgelegt
werden . Die Studie beschrƒnkt
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sich auf einige reprƒsentative
Rƒume in Tirol, wobei Schwerpunk-
te auf Auswirkungen im sozialme-
dizinischen Bereich, Schadstoffbe-
lostungen und Alternativsysteme
gelegt werden .

Alpenkonvention



Entwicklungsprogramm
f•r die wirtschaftlich

benachteiligten Gebiete
Franz SINT, Dr., stellvertretender Vorstand der Abteilung Ic-Landesplanung

Notstandsgebiete gibt es in Ti-
rol nicht mehr

Wenn man heute in Tirol durch das
Land f‚hrt, wird man kein Gebiet fin-
den, in dem offensichtliche Armut
herrscht. ƒberall findet man neue
H‚user, die D„rfer zeugen von Wohl-
stand, die Einheimischen sind nir-
gends schlechter gekleidet als an-
derswo, •berall gibt es Stra…en und
Wege und diese sind voll Autos . Die
Zeiten, in denen man in vielen D„r--
fern der Armut auf Schritt und Tritt
begegnete, sind ganz gewi… vorbei .

Nur noch wenige Alte erinnern
sich an die Schwabenkinder

Man kann nur noch ganz wenige Al-
te finden, die sich an die Schwaben-
kinder erinnern . Dies waren jene Kin-
der aus den westlichen Teilen Tirols,
die daheim nicht genug zum Essen
hatten und deswegen allj‚hrlich im
Fr•hjahr zu Fu… •ber den Fernpa…
ins Schwabenland zogen, wo sie
sich um kaum mehr als die Verpfle-
gung bei reichen Bauern verding-
ten . Schon vor dem ersten Weltkrieg
konnten die Verh‚ltnisse soweit ge-
bessert werden, da… dieses Zeugnis
aller bitterster Not verschwand .

Durch Pendel- und Saisonwan-
derung ist die Armut ge-
schwunden

Bei oberfl‚chlicher Betrachtung
gibt es keine wirtschaftlichen Pro-
blemgebiete . Forscht man tiefer,
kann man allerdings manchmal Er-
staunliches h„ren . Da gibt es z .B . Fa-
milienv‚ter, die im Sommer sich in
der eigenen Landwirtschaft abrak-
kern und von Allerheiligen bis Ostern
als Gastarbeiter nach Deutschland

fahren, dort im Akkord 60 Stunden
und mehr pro Woche arbeiten, w‚h-
rend daheim ihre Frauen f•r die Kin-
der und das Vieh sorgen m•ssen
Dies sind gewisse Extreme, aber
durchaus keine Einzelerscheinun-
gen . Im Normalfall mag der Weg
zum Arbeitsplatz allerdings k•rzer
sein. Erinnern diese 'Deutschland-
v‚ter' nicht sogar ein klein wenig an
die Schwabenkinder, wenn auch
die entscheidenden Unterschiede
bestehen, da… sie mit stattlichen Au-
tos zur Arbeit fahren und gut verdie-
nen .

Mangel an wohnsitznahen Ar-
beitspl‚tzen

Durch die Motorisierung ist die Ar-
mut weitgehend geschwunden .
Das wirtschaftliche Problem der
heutigen Zeit liegt im Mangel an

Foto Landesbildstelle Tirol
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wohnsitznahen Arbeitspl‚tzen und
Verdienstm„glichkeiten, wodurch
die Lebensqualit‚t in mancher) Ge-
bieten sehr leidet .

Tiroler Landtag forderte Ent-
wicklungsprogramm f•r die
wirtschaftlich benachteiligten
Gebiete

Im Wissen um dieses Problem forder-
te irn Jahre 1988 der Tiroler Landtag
die Landesregierung Gut, ein Ent-
wicklungsprogramm f•r die wirt-
schaftlich benachteiligten Gebiete
zu erstellen . In diesem sollen lindes--
weit die besonders zu fordernden
Gebiete bezeichnet und die Ma…-
nahmen zu deren Entwicklung
branchenm‚…ig und regional diffe-
renziert werden .

Landesregierung beschlo…
Entwicklungsprogramm f•r
die wirtschaftlich benachtei-
ligten Gebiete
Das von der Abt . Ic/Landesplanung
ausgearbeitete Entwicklungspro-
gramm wurde in den Raumord-
nungsorganen auf breiter demokra-
tischer Basis diskutiert, Von der Tiroler
Landesregierung wurde es im Okto-
ber 1990 als Leitlinie f•r die F„rde-
rung der wirtschaftlich benachtei-
ligten Gebiete beschlossen .

Beispiel einer extrem gelegenen
Siedlung : Farst, Ätztal



Abgrenzung der wirtschaftlich
benachteiligten Gebiete nach
wirtschaftlichen Entwicklungs-
stand und Lage

Ob ein Gebiet selbst wirtschafts-
schwach ist, ist heute nicht mehr al-
lein ausschlaggebend . Gemeinden
im Umland von Innsbruck haben
auch nur eine geringe Wirtschafts-
kraft, trotzdem kann man sie kaum
als wirtschaftlich benachteiligt an-
sehen, Zur geringen Wirtschaftskraft
mu‚ also ein zweites Kriterium dazu-
kommen, und zwar die Erreichbar-
keit von Arbeitspl…tzen .

Ermittlung des wirtschaftlichen
Entwicklungsstandes und des
Lagekennwertes

Der wirtschaftliche Entwicklungs-
stand der Gemeinden wurde aus
acht Einzelindikatoren ermittelt, ihre
Lage, vor allem die Erreichbarkeit
von Arbeitspl…tzen, aus sechs. Aus
den Kennwerten fƒr den wirtschaftli-
chen Entwicklungsstand und die
Lage erfolgte mit Hilfe einer Matrix
eine Einteilung in
†

	

wirtschaftlich begƒnstigte Ge-
meinden,
†

	

‡bergangsgemeinden und
†

	

wirtschaftlich benachteiligte Ge-
meinden .

Bildung von Regionen ein-
schlie‚lich ihrer zentralen Orte

Eine SonderfÄrderung kann nicht
auf Einzelgemeinden beschr…nkt
werden . Entscheidende Ans…tze
mƒssen in den zentralen Orten ge-
macht werden, da diese Entwick-
lungspole fƒr das umliegende Ge-
biet sind und viele Einrichtungen,
die fƒr die Lebensqualit…t von ele-
mentarer Bedeutung sind, nur hier
ihren Sitz haben kÄnnen . Bei der
endgƒlten Abgrenzung der wirt-
schaftlich benachteiligten Gebiete
wurden daher die selbst nicht wirt-
schaftlich benachteiligten zentra-
len Orte mit erfa‚t, allerdings mit
der wesentlichen Einschr…nkung,
da‚ in diesen nur
†

	

Vorhaben von bezirksweiter Be-
deutung und

†

	

keine Tourismusprojekte
eine SonderfÄrderung erhalten sol-
len .

Ziele fƒr die Entwicklung der
wirtschaftlich benachteiligten
Gebiete
Das Hauptgewicht der bisherigen
FÄrderung der 'Gebiete im Schat-
ten der Konjunktur' lag bei wirt-
schaftlichen Ma‚nahmen . Auch in
Zukunft mu‚ die regionale Wirt-
schaftspolitik einen Schwerpunkt
bilden; durch die Schaffung von
qualifizierten Arbeitspl…tzen soll die
Pendel- und Saisonwanderung ver-
ringert werden . Die FÄrderung darf
sich aber nicht auf wirtschaftliche
Ma‚nahmen beschr…nken, es mu‚
vielmehr eine ganzheitliche Be-
trachtung im Vordergrund stehen .
Im Mittelpunkt der Regionalpolitik
mu‚ der Mensch stehen, es geht

SONDERF•RDERUNGSGEBIETE TIROLS

SONDERF•RDERUNGSGEBIETE

SonderfÄrderungsgebiete

der Bezirk Lienz

der Bezirk Landeck ohne
die Gemeinden - St Anton a . A .

lschgl
Galtƒr
Serfaus
Piss und
Nauders

der Bezirk Irrst ohne
die Gemeinden - Solden

Obsteig
und ohne

	

- Kuhtai
(Ortsteil d . Gern Silz)

die Kleinregion 47 - Oberes Lechtal

die Kleinregion 12 - Sellrain

die Kleinregion 16 - Wipptal

vom Bezirk Schwaz die Gemeinde
- Steinberg a . R,

vom Bezirk Kufstein die Gemeinde
- Brandenberg

Zentrale Orte

Gemeinde Lienz
Gemeinde Nu‚dorf/
Debont

Gemeinde Landeck
Gemeinde Zorns

Gemeinde Imst (mit
dem Ortsteil Imster-
au der Gemeinde
Imsterberg)
Gemeinde Haiming

„Zentrale Orte"
der Sonderforderungsgebiete

1Landeck
2 Zoms
3 Imst (mit Ortsteil Imsterau d .

Gemeinde Imsrerberg)
4 Haiming
5 Lienz
6 Nussdorf-Debant

Datenverarbeitung und grafische
Gestaltung Abt VIa/EDV, Amt der
Tiroler Landesregierung

nicht nur um seine Arbeitsbedin-
gungen, sondern um seine Lebens-
qualit…t insgesamt . Und dafƒr sind
nicht nur die materiellen Werte ent-
scheidend, sondern auch immate-
rielle. Dazu gehÄren eine intakte
Umwelt, ebenso aber auch soziale
und kulturelle Werte .
Spezielle Ziele fƒr die wirtschaftlich
benachteiligten Gebiete sind
†

	

die Erhaltung der Besiedlung des
Dauersiedlungsraumes,
†

	

die Erhaltung einer funktionsf…hi-
gen Landwirtschaft und
†

	

die Schaffung von nicht landwirt-
schaftlichen Arbeitspl…tzen .

Im Gegensatz zu frƒher sind die
Hoffnungen weniger auf touristische
oder industrielle Gro‚projekte zu
setzen als auf die Nutzung der vie-
len kleinen in den Regionen vorhan-
denen Chancen . Die SonderfÄrde-



rung soll gezielt daf•r eingesetzt
werden, daÄ die regionalen Res-
sourcen durch die heimische Bev‚l-
kerung wahrgenommen werden .

Bildungsoffensive, Beratung,
Know-how-Transfer

Eine MaÄnahme von entscheiden-
der Bedeutung ist die Vermittlung
von Wissen. Wissen wird hier im um-
fassendsten Sinne verstanden, es
geh‚ren dazu die Schulen, die Wei-
terbildung, die Beratung, der Know-
how- bzw . Technologietransfer
durch neue Inforamtionstechnolo-
gien sowie Organisationhilfen durch
den temporƒren Einsatz projektbe-
zogener Berater oder Betreuer .

Verbesserung der techni-
schen, sozialen und kulturel-
len Infrastruktur

In vielen Bereichen besteht ein
Nachholbedarf beim Ausbau der
Infrastruktur, etwa bei der Verbau-
ung von Lawinen und Wildbƒchen,
des Ausbaus des ‚ffentlichen Ver-
kehrs, der HoferschlieÄung, der Ab-
wasser- und Abfallbeseitigung oder
der Nutzung der heimischen sich er-
neuernden Energietrƒger. Wichtig
ist aber auch die Verbesserung der
medizinischen und sozialen Versor-
gung und die Stƒrkung der regiona-
len Identitƒt .

Erhaltung der Landwirtschaft

Der Weiterbestand der Landwirt-
schaft wird besonders durch ihren
geringen wirtschaftlichen Ertrag ge-
fƒhrdet. Neue Chancen, die zur Ver-
besserung der prekƒren wirtschaftli-
chen Situation beitragen k‚nnten,
zeichnen sich durch die Direktver-
marktung ab, die gezielt und ver-
stƒrkt gef‚rdert werden soll . Dar•ber
hinaus ist es aber notwendig, die
landschaftspflegerische Leistung
der Bauern, die am Markt nicht ver-
kauft werden kann, verstƒrkt durch
Direktzahlungen abzugelten .

Enwicklung und Stƒrkung der
heimischen Gewerbe- und In-
dustriebetriebe

Die Aussichten, durch die Ansied-
lung von externen Betrieben hoch-

wertige Arbeitsplƒtze zu bekom-
men, m•ssen f•r die Zukunft als
schlecht eingeschƒtzt werden . Um-
so wichtiger ist daher die Entwick-
lung und Stƒrkung der Wettbe-
werbsfƒhigkeit der bestehenden
Betriebe und die F‚rderung von Be-
triebsneugr•ndungen durch Einhei-
mische .

Ausbau des Tourismus

In einem groÄen Teil der wirtschaft-
lich benachteiligten Gebiete sind
auch in Zukunft kaum Alternativen
zum Tourismus in Sicht. F•r Schier-
schlieÄungen, die in den meisten
f•hrenden Tourismuszentren die
Motoren der Entwicklung waren,
sind die naturrƒumlichen Voraus-
setzungen recht beschrƒnkt. Umso
wichtiger ist es, sanftere Tourismus-
formen zu entwickeln. Hauptansatz-
punkte m•ssen sein :

„ die Verbesserung der Qualitƒt der
Unterk•nfte und Verpflegungsbe-
triebe,
„

	

die Aus- und Weiterbildung der im
Tourismus Beschƒftigten und
„

	

ein professionelles Marketing .

Bevorzugte F‚rderung durch
das Raumordnungs-Schwer-
punktprogramm und die Wirt-
schaftsf‚rderung des Landes

Die F‚rderung durch das Raumord-
nungs-Schwerpunktprogramm und
die Wirtschaftsf‚rderung des Lan-
des kann sich nicht auf die wirt-
schaftlich benachteiligten Gebiete
beschrƒnken, Projekte und Vorha-
ben in diesen sind jedoch bevorzugt
bzw. erh‚ht zu f‚rdern . Die entspre-
chenden F‚rderungsrichtlinien wur-
den bereits weitgehend nach die-
sem Entwicklungsprogramm ausge-
richtet .

Das Raumordnungs-
schwerpunktprogramm

des Landes Tirol
Alfred FISCHER, Dr ., Vorstand der Abteilung Id

Grundkonzept
Das Raumordnungs-Schwerpunkt-
programm (ROSP) des Landes Tirol
gibt es bereits seit 1971 . Der f•r das
ROSP politisch zustƒndige Referent
ist der Landeshauptmann . Die fach-
liche Zustƒndigkeit lag bis Ende
1988 in der im Sekretariat des Lan-
deshauptmannes eingerichteten
Geschƒftsstelle der Organe f•r die
Angelegenheiten der Raumord-
nung; ab 1989 bei der Abteilung Id/
Wirtschaftliche Angelegenheiten .
Das ROSP ist jƒhrlich neu festzustel-
len . Dies geschieht in der Form eines
Generellen Programmes, das dem
Tiroler Landtag jeweils zur Genehmi-
gung vorzulegen ist . Erst dann kann
die Landesregierung die F‚rde-
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rungsausgaben des ROSP tƒtigen,
sofern es sich nicht um besondere
(zweckgebundene) R•cklagen von
ROSP-F‚rderungsmitteln handelt,
die von der Landesregierung bereits
im vorausgehenden ROSP f•r ganz
konkrete Projekte genehmigt wur-
den .
Die fachlichen F‚rderungsschwer-
punkte des ROSP wurden je nach
den in der Raumordnung sich ƒn-
dernden Prioritƒten der Raumord-
nung immer wieder neu festgelegt .
Die in den letzten Jahren zuneh-
mend festgestellte Entwicklung des
ROSP zu einem weitgehend an-
tragsabhƒngigen Anpassungspro-
gramm ergab die Notwendigkeit
umfassender Reform•berlegungen .
F•r das ROSP neu zu beurteilen und



festzulegen waren auch die regio-
nalen F•rderungsschwerpunkte, ins-
besondere die wirtschaftlich be-
nachteiligten Gebiete, die im ROSP
immer einen vorrangigen F•rde-
rungsansatz bildeten,
Zielsetzung der Mitte 1989 eingelei-
teten ReformÄberlegungen ist die
Durchsetzung einer st‚rkeren Pla-
nungsorientiertheit fÄr das ROSP
und die Setzung neuer materieller
F•rderungsschwerpunkte, und wei-
ters :
ƒ

	

die EinfÄhrung eines gleitenden
mittelfristigen Programmes,
ƒ die Abstimmung der fachlichen
F•rderungsschwerpunkte mit ande-
ren Haushaltsans‚tzen und Finan-
zierungsinstrumenten,
ƒ die Adaptierung der Regionalisie-
rung entsprechend des inzwischen
gÄltigen Entwicklungsprogrammes
fÄr die wirtschaftlich benachteilig-
ten Gebiete Tirols,
ƒ die Konkretisierung von Art und
Ausma„ der F•rderung sowie des
Verfahrens und
ƒ

	

die Verst‚rkung einer wirksamen
Kontrolle .

Diese ReformÄberlegungen fanden
bereits im ROSP 1990 ihren weitge-
henden Niederschlag und wurden
im ROSP 1991 noch st‚rker ausge-
baut . Es wurden die Voraussetzun-
gen dafÄr geschaffen, da„ dem
ROSP in erster Linie Impuls- und
Schwerpunktcharakter zukommt .
Das ROSP ist als ein Teil der Regional-
f•rderung mit wirtschaftspolitischen
Mitteln jetzt gut in das f•rderungs-
politische Gesamtkonzept des Lan-
des Tirol integriert .

Das Generelle Programm fÄr
das ROSP 1991
Das Generelle Programm fÄr das
ROSP 1991 wurde vom Tiroler Land-
tag mit Beschlu„ vom 20./22. De-
zember 1990 genehmigt . Als Leitlinie
fÄr dessen inhaltliche Gestaltung
gilt der Auftrag, die formelle Abwick-
lung des ROSP den neu formulierten
Grunds‚tzen und Zielen entspre-
chend zu gestalten und die sachli-
chen Priorit‚ten konsequent zu be-
achten . Die 1990 begonnene Neu-
gestaltung des ROSP bisheriger

Pr‚gung zu einem st‚rker planungs-
orientierten, impulssetzenden Raum-
ordnungsinstrument wird mit dem
ROSP 1991 fortgesetz .
Das ROSP 1991 enth‚lt folgende
fachlichen F•rderungsschwerpunk-
te :
1 . Bewahrung des Erholungsrau-

mes
1 .1 Gestaltung von Schutz und Er-

holungsgebieten
1,2 Naherholungseinrichtungen
2 . Behebung und Vermeidung

von Umweltsch‚den
2.1 Umweltschutz-Pilotprojekte
3 . St‚rkung der •konomischen

Leistungsf‚higkeit
3.1 Ansiedlung und Entwicklung

von SchlÄsselbetrieben
3.2 Standortverlegung aus GrÄn-

den der Raumordnung
3.3 Regionale Betriebsansiedlungs-

gebiete
4 . Entwicklung eines integrativen

Tourismus
4.1 Touristische Infrastruktur in we-

nig oder nicht erschlossenen
Gebieten

4.2 Fremdenverkehrsmarketing
und -vertrieb

4.3 Touristische Erg‚nzungseinrich-
tungen

4.4 Heil- und Kureinrichtungen
5 . Entwicklung von Bildungs- und

Beratungseinrichtungen
5.1 Pilotprojekte der Aus- und Wei-

terbildung
6 . Erstellung von innovativer und/

oder regionalwirtschaftlich be-
sonders bedeutungsvoller Infra-
stru ktu r

6.1 •ffentlicher Personennahver-
kehr

6.2 Errichtung und Anschaffung
von Pflegebetten

6.3 Basisinfrastruktur in wirtschaft-
lich benachteiligten Gebieten

6,4 Regionale und kommunale
Energiekonzepte und Energie-
projekte

6.5 Ausbau sozialer Dienste und
Einrichtungen

7. Sonstige regional bedeutsame
Vorhaben

8 . Grundlagenarbeiten
8.1 Planungsma„nahmen au„er-

halb des Amtes der Tiroler Lan-
desregierung

8.2 Betreuung regionaler Projekte
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Als budget‚rer Ansatz fÄr das ROSP
1991 ist im Landesvoranschlag ein
Kreditmittelrahmen in der H•he von
75,0 Mio. Schilling vorgegeben . Hin-
zu kommen besondere (zweckge-
bundene) RÄcklagen aus dem
ROSP 1990 in H•he von zusammen
48,1 Mio. Schilling fÄr Projekte, die
von der Landesregierung bereits
1990 genehmigt wurden . Diese
RÄcklagen sind deshalb so hoch,
weil fÄr das ROSP erst sehr sp‚t zum
Haushaltsende 1990 au„erplanm‚-
„ige Kreditmittel in H•he von 35,6
Mio. Schilling bereitgestellt und
noch eine Budgetumschichtung fÄr
das ROSP in H•he von 5,5 Mio Schil-
ling vorgenommen wurden .
Sehr bemerkenswert ist auch, da„
48 F•rderungsansuchen aus dem
Vorjahr mit einem beantragten F•r-
derungsvolumen von 68,1 Mio, in die
Evidenz des ROSP 1991 vorgetragen
wurden . Hievon sind nur 10 F•rde-
rungsansuchen mit einem bean-
tragten F•rderungsvolumen von 8,4
Mio. Schilling nach dem 30. Sep-
tember 1990 dem Amt der Tiroler
Landesregierung zugegangen (den
ROSP-Richtlinien zufolge werden
nach diesem Datum einlangende
F•rderungsansuchen, fÄr die eine
F•rderungsentscheidung in dem
gleichen Jahr nicht mehr m•glich
ist, aus welchem Grund immer, au-
tomatisch in die Evidenz des
n‚chstj‚hrigen ROSP vorgetragen) .
Bei allen anderen in die Evidenz des
ROSP 1991 vorgetragenen F•rde-
rungsansuchen handelt es sich um
solche, die vor dem 30 . September
1990 eingebracht wurden, im ROSP
1990 aber noch keiner endgÄltigen
F•rderungsentscheidung zugefÄhrt
werden konnten, weil die Projekte
noch nicht durchfÄhrungsreif wa-
ren .
Durch die au„ergew•hnliche H•he
der aus dem Vorjahr in die Evidenz
des ROSP 1991 vorgetragenen F•r-
derungsansuchen ist der finanzielle
Handlungsspielraum der Landesre-
gierung fÄr das ROSP 1991 bereits
weitestgehend eingeengt . Mehr
denn je ist es daher das Ziel, den
ROSP-Einsatz auf die tats‚chlich
raumordnungsrelevanten Projekte
mit impulssetzender Gestaltung zu
konzentrieren .



Raumordnung anderswo
das Beispiel S•dtirol
Hans-J•rgen FISCHLER, Dipl .-Ing ., Abteilung Ic-Landesplanung

Mit dem 1970 genehmigten Landesraumordnungsgesetz und dem

1972 in Kraft getretenen Landeswohnbaureformgesetz wurde in

S•dtirol ein Instrumentarium f•r eine funktionierende, bodenspa-

rende und zersiedlungsverhindernde Raumordnung geschaffen .

Entscheidend sind dabei die mit der Widmung von Wohnbauland-

Erweiterungszonen und Produktionszonen in den BauleitplÄnen

(FlÄchenwidmungsplÄnen) verbundenen Bestimmungen zur Bo-

denbeschaffung und Baulandbewirtschaftung .

Erweiterungs-

zonen Wohnbau

F•r eine k•nftige flÄchenmÄ‚ige
Ausdehnung der Siedlungen sind
die Wohnbauland-Erweiterungszo-
nen am bedeutendsten . Ihre Be-
messung hat nach jenem Woh-
nungsbedarf zu erfolgen, der f•r 10
Jahre aufgrund der Entwicklung der
ansÄssigen Bevƒlkerung erwartet
werden kann. Er wird vom Landes-
amt f•r Statistik unter Einhaltung al-
lenfalls vorhandener Richtlinien des
Landesentwicklungsprogrammes
vorausberechnet . F•r diese Erweite-
rungszonen wird ein ,Durchf•h-
rungsplan' erstellt . Dieser kann mit
TeilbebauungsplÄnen in unserem
Sinne verglichen werden und ent-
hÄlt dar•berhinaus ein ,Durchf•h-
rungsprogramm', in dem die Rang-
folge f•r die Verwirklichung der hin-
ter der Bauleitung stehenden An-
nahmen festgelegt wird. Die 10 Jah-
re Planungshorizont werden hiebei
in drei Etappen (kurz-, mittel-, lang-
fristig) behandelt. F•r die zeitliche
Staffelung in bezug auf die Wohn-
bebauung werden insbesondere
die Zahlen der voraussichtlich anfal-
lenden Antragsteller f•r gefƒrderte
WohnbauflÄchen' abgeschÄtzt. Zu
deren Erfassung liegen in den Ge-
meinden Listen auf . Die Gemeinde
selbst bindet sich bei der Realisie-

rung der Erschlie‚unganlagen und
sonstiger ƒffentlicher Vorhaben wie
Schulen, KindergÄrten z. B . f•r die Er-
stellung der Durchf•hrungsplÄne
werden Termine festgesetzt . Sie kƒn-
nen von der Gemeinde oder auf In-
itiative der Grundeigent•mer (mit
nachtrÄglichem „nderungsrecht
der Gemeinde) erstellt werden . Der
springende Punkt dieser Durchf•h-
rungsplÄne und der Baulandbewirt-
schaftung in S•dtirol ist die Ver-
pflichtung zur halbierenden Auftei-
lung der zulÄssigen Baumasse auf
dem gefƒrderten und den freien'
Wohnbau . Nach der Baurechtsform
1978 sind nunmehr 50 % bzw. 45 %
der mƒglichen Baumasse dem gefƒr-
derten Wohnbau zuzuweisen, je nach-
dem, ob der Durchf•hrungsplan von
der Gemeinde oder auf Initiative der
Grundeigent•mer erstellt wird .
Die FlÄchen, auf denen die Bau-
masse f•r den gefƒrderten Wohn-
bau errichtet werden soll, werden
nach den Bestimmungen des
Wohnbaufƒrderungsgesetzes
,zwangsverÄu‚ert' bzw. enteignet .
Diese f•r den gefƒrderten Wohnbau
zugewiesenen FlÄchen werden an
die Beg•nstigsten, die nach einem
Punktesystem zum Zuge kommen, in
Hƒhe der halben EntschÄdigungs-
kosten weitergegeben . Die andere
HÄlfte der Kosten finanziert das
Land .

	

Die restlichen

	

FlÄchen
kƒnnen von den Eigent•mern frei
verÄu‚ert werden .
Nach den derzeitigen Erfahrungen
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werden die dem gefƒrderten Wohn-
bau zugewiesenen FlÄchen rasch
verbaut, in strukturschwÄcheren Ge-
bieten werden die dem privaten
Wohnbau belassenen FlÄchen oft-
mals nicht genutzt. In solchen FÄllen
haben die betroffenen Gemeinden
auch schon die Grundst•cke zu
Marktpreisen aufgekauft und neu-
zugewiesen .

Produktions-

zonen

Produktionszonen werden im Bau-
leitlan als Handwerker- oder als In-
dustriezone gewidmet . F•r sie wer-
den die Durchf•hrungsplÄne von
der Gemeinde oder vom Land, so-
weit es sich hiebei um Zonen han-
delt, die zu solchen von provinzia-
lem Interesse' erklÄrt wurden, er-
stellt. Die FlÄchen werden hier zur
GÄnze enteignet und den k•nftigen
Nutzern zum EntschÄdigungspreis
zugewiesen . Als produktive Ansied-
lungen im allgemeinen Interesse
gelten solche von Industrie-, Hand-
werks- und Handelsbetrieben . .
auch solche von Fremdenverkehrs-
anlagen, die nicht in Wohnsiedlun-
gen stÄndigen Charakters einbezo-
gen werden kƒnnen .'

Erfahrungen

bisher

Die hier angef•hrten Bestimmun-
gen werden nunmehr seit 1974 an-
gewendet und sind weitgehend ak-
zeptiert. Dies gilt insbesondere f•r
die Erweiterungszonen, bei denen
ein teilweiser privater Grundverkauf
mƒglich ist. Die Kritik konzentriert
sich naturgemÄ‚ an den zur GÄnze
,zwangszuverÄu‚ernden' Produk-
tionszonen . Das im ƒffentlichen In-
teresse gelegene Hauptziel, das mit
der Einf•hrung der uns radikal an-
mutenden Bestimmungen ange-
strebt wurde, nÄmlich zunehmende
Zersiedelungstendenzen zu stop-
pen und eine geordnete Erschlie-
‚ung der Neubaugebiet zu erwir-
ken, konnte erreicht werden .
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